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über die am Freitug,ien 7.Dezember 1928 in 
Neuen Sitzungssaal des Rathauses der Stadt 
Saarbrücken stattgefundene Sitzung des 
Landesrates. 


Vorsitzender Scheuer: Ich eröffne die Sitzunz (9. Uhr 45 En.), 


Dje Kepierunsskowmission 15t vertreten durch Herrn: 


Wwıinisterial-Direktor Kuchenbecker. 
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liegt Ihnen vor. Sie unfeßt folgende Funkte: 
il. wahl der Beisitzer des Vorstandes; 
1I. Bildung der Kounissionen ; 
Ill. Begutachtung der Verorinungsentwürfe betr. : 


1) Netrercrdnung über den Vergleich zur 
Abwendung des Konkurses; 


2) Notverorlnung betr. die Ürhetung einer 
Umsutzabeabe auf Zucker; 
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) Abänderung der Ruhegehultsbestimsungen: | 
) Gebühren der Gerichtsvollzieher; 2 
) Erwerbslosenfürsorge; 

) Bekänpfung des Kartoffelkretses. 
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“ur kommen dann zu Punkt 1 der lagesorinung betr. : | 


ah] der beisitzer des Vorstandes. 


Die Stimmzettel sind verteilt. iienn kein weiterer 
Vorschlag gemacht wird,darf ich um das Einsamueln der 
Stlenzettel bitten. 


A nr. en \ 7 \ ; , - 
Abg.loffmann(SF): Ich schlage vor,daß die bisherigen Bei- 
sıtzer wiederrewählt werden. 


- 


(Zurufe: Einrerstanden!) 


Vorsitzender: Ich stelle Ihr Zinverständnis fest,daß die 
bisherigen Beisitzer Daub und Schneider ihr Ant wei- 
terführen. 


“ir konmen nun zu Punkt 2 der Tagesorinung 
DETtr, ; 


BILDUNG der KOLISSIONLN. 
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‚Zurufe: 3s bleibt bei der bisherigen besetzung!) 


Dann ist dieser Funkt erledigt. 


Wir kKoumen nun zu Punkt 5 der lagescrinung 
Deir. : 


fs 1m rImtmT ie) r UNI TNATTTTIOEDRTHITITIpT 
SEGUTACHTUNG der VEROCRKDNUNGSENTZLÜRRE. 
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Nach den stattgefunienen Inrbesprechungen schlage ich 
vor, die 


1) Notversrdnung über den Vergleich zur 
Abwenäung des Konkurses, 


in die „irtschafts-und kechtskounission, 


> 


2) Notrerordnung betr. die lrhebung einer 
Jmsatzabgabe auf Zucker, 


in die »teuerkcumission, 
3) „bänderung der Kuhegehaltsbestiumungen 
in. die Konmission für Verwaltungsfragen, 


4) Gebühren der Gerichtsvollzieher 


in die koumission für Verwalturgsfragen, 


1 
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5) Erwerbslosenfürsorge 


in die wirtschafts-und soziale Koumissigun, 

6) vekämpfung des Kartoffelkrebses 
in die Kommission für Wirtschuftsfragen, 
zu verweisen. 

Durch brlaß des Herrn Frasidenten der Kegie- 
rungskoumission ist die lagesorunung durch 4 Vnrlagen 
erweitert worden,die aber noch nicht eingegangen sind, 
praktisch heute aber schon in die betreilende Aoumis- 
sion verweisen. 

Die Vo rlage betr.: 

7) Ein» und Ausfuhr von Iflanzen und sonstigen 
Gegenständen des “ein=und Gartenbaues über 
die Zollgrenze des saargebietes 

wird in die “irtschaftskommissicn, 


8) Vornahme einer „chnungszählung im Baarge- 
IR 9 
biet im Jahre 1929 


in die Verwaltungskoumission, 


9) Kechtsmittel in Verbrauchs-und Steupel- 
steuersachen 


in die »teuerkommission verwiesen. 
Widerspruch erkebt sich nicht;dauıt sind die 


Vnrlagen in die Kowmissiconen verwiesen und die eigent- 
liche Tagesordnung erschöpft. 
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sußerhalb der lagesorcnung hat lierr abg.Levacher 
ums Jort gebeten. 


Abg. Levacher (Z): weine Herren! Ich habe die Ehre ‚namens | 


es Landesrates,mit Ausnahne der Kowmunistischen Frak- i 
tıcn,folgende | | 
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betr. Räumung des hheinlandes und hückgabe 
des Suargebietes 


bekanntzugeben: 


lee BAHR Jahre sind Tergangen ‚seitden rende 
Iru pen das Saargebiet besetzt haben; zehn Jahre, 
seltdem das Saargebiet unter der Freudherrschäft 
steht. | iR 

Zehn Jahre irterer „rfahrungen, politischer | 
Entrechtung und wirtschaftlicher Not haben uns | 
gelehrt was es heißt,von seinem Vaterlände ge- | 
‚rennt zu sein. 
In unrerbrüchlicher Treue ersehnen wir die 
nückkehr zu unserem deutschen Vaterlande,von den 
man uns nie hätte trennen snllen. EN, 

aäunung des AKheinlandes und SaokEabe des 
Saurgebietes sind untrennbar miteinander ver- 
knüpft. Beide müssen baldigst Wirklichkeit wer- 
den,soll eine wahre \ölkerversöhnung zustande 
kcumen. Trotzden warnen wir üle ıtegierung des 

utschen Keiches, für diese Ziele Lasten auf 

sich zu nehmen, die die Souveränität des fHeiches 
über das Jahr 1935 hinaus beschränken. Lieber 
werden wir bis 1935 ausharren 
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Vorsit.ender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abg.Daub (KP): Meine Herren! Die Abgabe einer solchen ein- 
fachen Erklärung,ohne daß die Farteien in die Ila- 
terie tiefer hineinsteigen ohne Behandlung der 
letzten Vorgänge das Problem aufzurollen, Kückglie- 
derung an das Neich,beweist,daß die Parteien nichts 
mehr zu sagen haben,als eine inhaltlose Erklärung 
abzugeben. Die Kommunistische Fraktion ist hierin 
anderer Auffassung. Sie brauch nur von der Tatsache . 
auszugehen,daß im Laufe der letzten ilonate und auf j 
der letzten Völkerbundstagung in Genf die ad) ngungen | 
einer sELiedsrung dee aargebietes ans Reic 
untersucht wurden. Wir glauben,daß bei der letzten 
Der unastagung die Mitglieder des _Völkerbundes 
Farbe bekannt haben,und daß sie von Paris aus ge- 
zwungen worden sind,ihre klare Absicht zutage tre- 
ten zu lassen. Erinnern Sie sich an die HKede_ des 
französischen Außenministers Briand auf der letzten 
Genfer Ta und Sie können feststellen,daß die 
letzte Völkerbundstagung den pazifistischen Nebel 
der letzten 50 be pe zerrissen hat. 
Man kann weiter feststellen,daß mit rücksichtsloser 
Offenheit die Abrüstungsforderungen der Sowjetunion 
abgewiesen wurden,und daß die Reden getragen waren 
unter dem Schein pazifistischer Phrasen die 
Rüstungen als notwendig hinstellt in Anbetracht, | 
der Kriegegoiahr von Seiten Rußland,indem man sich 
in der Hetze gegen die Sowjetunion gegenseitig s 
übertrumpfte. &s kann klar gesagt werden, daß dort | 
die Reden als Bindemittel dienten, um die Gegen- | 
sätze der einzelnen Stauten untereinander auszu- 
wg} hen zum gemeinsamen Kampf gegen d+e Sowjet= 

land. Wenn der „Vorwärts" in Berlin auf die 
Rede Briands geschrieben hat, ja, die hede Briands 
war eine unglückliöhe Kede, so stellen wir als, 
Kommunisten fest, dais Briand die verschärften in- 
perialistischen Gegensätze zum Ausdruck brachte. 
Nenn man das sieht,so kann man dem „Vorwärts" 
sagen,daß er die ganzen Zusammenhänge absichtlich 
verschleiert und auf den Kern der gänzen Geschichte 
nicht eingeht. Wenn Briand darauf hinweist,daß, 
der Ausbau der deutschen Handelsmarine eine Kriegs- 
vorbereitung ist, so glaube ich,daß die Rede Briands 
doch einen de ın in sich birgt,da ja auch 
Deutschland wie alle imperialistischen Staa en sich 
für einen neuen Krieg vorbereiten. Der Völkerbund 
ist das Instrument zur Vorbereitung eines neuen 
Krieges. Es ist mithin eine Illusion,wenn Sie glau- 
ben,daß der Völkerbund das Instrument sei,ohne Ein- 
RER bestimmter rorös rungen das Saargebiet 
zurückzuführen, an Kann sagen,aus der Rede Briands 


ist festzustellen und sie ist ein Deweis,daß die 


2 9 PreX 


Leit der schönen lielodien vorbei ist. Wenn Briand #4 
für die Aufrüstung eingetreten ist und für Frank- E 
reich rüsten muß,so glauben wir, daß dadurch klar “4 
zum Ausdruck gekommen ist,daß die Zeit der lllusio- 0 
nen vorbei: ist. ılan kann feststellen,daß die 1 


Vorbereitungen 3 
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Vorbereitungen vorhanden sind. Wenn man das fest- 
stellen kann,so kann man nicht sagen,daß, ohne daß 
bestimmte Vorgänge vor sich gehen,eine Kückgliede- 
rung des Saargebietes ee werden kann. Die 
Räumung sollte schon vor 6 oder 7 Jahren vor sich 
ehen. Wir stellen im Saargebiet fest,daß die Ar- 


eiterschaft und die Bevölkerung längst darauf war- 


ten. Mir stellen fest, daß die Parteien,die diese 
Erklärung abgeben sich nicht in die waterie ver- 
tiefen und «laßnahmen,die notwendig sind für die 
Rückgliederung des Saargebietes an das Heich ab- 
lehnen durchzuführen. Es besteht kein Zweifel 
darüber,daß wenn Briand erklärte,daß sich alle 
kapitalistischen Staaten konzentrieren müssen,weil 
sonst die Gefahr bestände,daß an deren Stelle eine 
andere internationale lacht tritt,er damit nur die 
3.Internationale gemeint hat. Er brachte es klar 
zum Ausdruck,daß Kragen notwendig sind, und 
diese Rüstungen sollen dazu dienen,um gogen Ruß- 
land zu kämpfen. In den letzten wonaten hat sich 
klar herausgeschält daß sich die Sozialdemokra- 
ten hier als die Wortführer dieser imperialisti- 
schen Maßnahmen, als die Wortführer dieser Kriegs- 
hetzer entlarvt haben. Sie sind diejenigen,die die 
Maßnahmen der Imperialisten unterstützen. Ich er- 
innere nur an Paul Boncour,der ein sozialdemokra- 
tisches Mitglied ist. Er hat in Frankreich den 
Kriegshetzer abgegeben. Es besteht gar kein Unter- 
schied zwischen Poincare und Briand einerseits 


und Boncour andererseits. Wir sprechen den Sozial- 


demokraten das Recht ab,sich BR Anhnsinen zu 
wehren,die sie mithalfen schalfen durch den Ver- 
sail ler Vertrag und heute sagen sie: wir wollen 
die Hückgliederung des Saargebietes an das Heich, 
wir wollen vom Völkerbund verlangen,daß er die 
Rückgliederuag durchführt und im »aargebiet in 
holder Eintracht mit den Meer sahen das Vorgehen 
er es unegreflerung nicht nur unterstützt, 
sondern fördert. In die Reihen der bürgerlichen 
Parteien dorthin gehören Sie (z.d.Sozialdemokraten) 
= Es ist der Ausdruck der Koalitionspolitik 
wie drüben im Reiche. 


((Zurufe der Kommunisten: Sehr gut!) 


Ich Ernube an Hand der Unterstützungspolitik durch 
die Sozialdemokraten werden die Imperialisten nicht 
dazu übergehen,ihre gute Position 1m Kheinland und 
im waargebiet aufzugeben. Die Erscheinungen bewei- 
sen,daß Deutschland immer mehr in die Antisowjet= 
front einrückt, und sich mehr nach lhiesten orien- 
tiert gegen den Sowjetstaat. Wan hat auf der gegne- 
‚rischen »eite die Dedingungen gestellt: Anerkennung 
des polnischen Korridors,kein Anschluß Österreichs 
an pero lioneleia tungen in VErNABGHDE 
mit if ie Behandlung dieser I TAGS SEASN e 
ich, liegt in der Linie,daß u Mae nehrheragde 
kuhhandeln um den Block gegen die »owjetunion zu 
schmieden auf Kosten der Arbeiterschaft. In der 


Vergangenheit 
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Vergangenheit liegt ebenfalls eschichtlich fest, 
daß alle Parteien von den Deutschnationalen bis zu 
den Sozialdemokraten immer den imperialistischen 
Standpunkt vertreten haben und Annexionen verlangten. 
In der Vorkriegeszeit sind sie immer dafür eingetreten, 
nicht nur aueh von vüdwestafrika,sondern Verbrei- 
terung der Kolonialgebiete. is ist eine Fhrase ‚wena 
jetzt hier gegen das gesprochen wird,was man in der 
Vergangenheit selbst vertreten und verlangt hat.»ie 
sind alt schuld an der Annexion des »aurgebietes, 

I „ar als Konmunisten sind dafur, daß das Daur- 
gebiet wieder un das deutsche heich angegliecert wird. 
“ır stellen aber als Kowmunistische Partei fest,daß 
bei der hückgliederung an das heich keine Verbesserung 
der Lage der Arbeiterschaft eintreten wird. Vir stel- 
len fest, daß zwischen den ausbeutungsmethoden der 
Iranzösischen Kapitalisten und den deutschen Kapi- 
talisten kein Unterschied besteht. 


(surufe der Kommunisten: Sehr gut!) 


Wir stellen fest, dai der Kampf der Saararbeiterschuft 
gegen die Unterdrückung bei der RKückgliederung an das 
Keich nicht aufhört,sondern rlersehihrt: Verden mıf 
gemeinsam mit den Brüdern in Jeutschland bis zur &r- 
reichung des Zieles,öturz dieser Gesellschaftsordnung. 
“lr sie len Test,daö in Jeutschland die Ausbeutungs- 
methoden auch unter der hepublik dieselben sind wie 
vorher. l\üllionen Erwerbslose sind vorhanden,auch das 
Llend der Arbeiterschaft steigert sich von Tag zu lag. 
“ir werden in Zukunft wie in der Vergangenheit die 
lassen überall mobilisieren gegen jedwede Knechtschaft. 
Ich brauche nur festzustellen,daß wir in der Ve:- 

angenheit aktiv die Ärbeiterschaft im Kampfe gegen 

ie Kolonialregierung führten. Die schreiben im »aar- 
gebiet über die hohen Steuern,die die wgierungskon- 
mission eingeführt hat und noch einführt. Sie schrei- 
ben,daß wan im Saargebiet keine walnahnen ergreilt, 
die Steuern zu verringern. »ie schreiben,daß man den 
Völkerbundsdelegierten 5U 000 „ark Gehalt zahlt. Vor 
Jahren hat die „Saarbrücker zeitung" eine Wehaltser- 
höhung verlangt, vor einigen lagen schrieb sıe,dab 
die »unme von 50 000 „ark viel zu hoch sei. Was sie 
früher verlangte ‚bekämpft sie jetzt. bei Jen „aßnahnen, 
dıe die IPRESESESER LUIS SCH seinerzeit ge en die 
Aarbeiterschaft ergriifen hatte,als die 5U UV Berg- 
arbeiter aufmarschiert sind ‚un die Forderung nac 
mehr Lohn und Brot,da haben cie underen Parteien nicht 
nur die waßnahnen der ıiegierungskounission gedeckt 
oder ganz belanglos kritisiert,sondern die „„aar- 
brücker zeitung” hat sich sogar erluubt,die aufnar- 
schierenden bergarbeiter als Plünderer hinzüstellen, 
die die Bahnhofstraße plündern wollten usw. Damals 
ist die „Volksstimne" auch als Wortführer der hegie- 
rungskommission aufgetreten,indeu sie geschrieben hät, 
daß die Ärbeiterschaft aufuarschiert sei,um lie he- 
gierungskoumission Zu provozieren. 7 
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‚zum Schluß erklären wir, daß wir als Koenmunisten 
vor wie nach dafür eintreten, daß das Saargebiet zum 


h zurückgegliedert wird, selbstverständlich unter 


‚Hinweis auf den von uns vertretenen Standpunkt. Ich 
gebe deshalb eine vegenerklärung ab,die folgender- 
maßen lautet: 


- Die Koumunistische Partei hat im Laufe 
der Jahre gegen jeelzche Unterdrückung und 
Annexion im prak 


EXicı raktischen kampf nur allein 
mobilisiert,während alle anderen Parteien sich 
aktiv an der Unterdrückun spolitik des Völker- 


bundes beteiligt haben und Sich in ihrer Dchein- 


Opposition nur auf Sittgänge beschränken. 
Die Kommunistische Fartei hat stets da- 
rauf hingewiesen,da: der Völkerbund als Ver- 


peu 


treter der herrschenden kapitalistischen Stas- 


ten Europas nicht zum Schutze,sondern zur Un- 
terärückung der arbeiterklasse und Kolonial- 
volker gebiluet wurde. Sc liegt heute klar zu 
lage, daß sich Jie Folitik des Völkerbundes 
in den Bahnen neuer “rieesvorbereitungen be- 
wegt und hat sich auch Leutschland auf der 
letzten Tagung in Senf,offen in die aktive 
Front gegen die Sowjetunion eingereiht. 
delterhin steht geschichtlich fest ‚dal 
sie als Vertreter der karitalistischen Klasse 
während des ueltkrieges,üie Anunexlionspolitik 
der deutschen Imperialisten vertreten haben. 


‚Siehe neoe des Ausbeuters lierwann Köchling 1918, 
ın weicher er verlangte, die Annexion des A&rz- 


beckens von Lonewy und Briey,sowie Nerufrank- 
reichs). 


AUS dlesen Gründen sprechen wir den bür- 


Ber aehen sowie sozialdeuokratischen Parteien 
as Hecht ab,sich über die Unterärückung der 
werktätigen Bevölkerung in Saargebiet dürch 
die Kolcnialregierung des Völkerbundes zu be- 
schweren,da sie es waren,die bis heute dieses 
eime nicht nur förderten und stützten,son- 
dern sich aktiv an der fiegierung, Verwaltung 
und zusbeutung beteiligten. | 
Die Kommunistische Partei des Saarcebie- 
tes und mit ihr die Arbeiterschaft ist für die 
kückgliederung uns Heich,ohne dabei nicht im 
geringsten ihren Kampf gegen den deutsch-fran- 
zösischen Ausbeuter zurückzustellen. | 
Ausgehend von der Tatsache,da3 bei der 


ückgliederung ans keich keine Verbesserung für 


die lage der Arbeiterschaft eintreten wird, da 


die deutschen Kapitalisten in ihren Ausbeutungs- 


methoden gen französischen Kapitalisten nicht 
nachstehen wird die arbeiterschuft des »aarge- 


1etes unter Führung der Kowmanistischen Fartei, 


vereint mit den Klassensenossen iu teich,mit 
gestärkten Kräften den Raupf weiterführen bis 
zum Sturz dieses Systeus,für die &rrichtung 
eines »owjetdeutschlands . 


De Ze Be en 


(Bravo-iufe der Koumunis;ten!) 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter KHoffxann! 


Abg. Hoffmann |SF): Ich möchte nur eins feststellen: Der Herr 
eracher hat eine Erklärung abgegeben auch im Nauen 
unserer Partei,von der wir leider nichts wissen. 


Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Levacher ! 

Abg.Levacher \2): Hier ist gesagt worden,daß die Erklärung 
Tür sämtliche Parteien abgegeben werden soll. Nach- 
dem der Sprecher der Sozialdeuokratie den Pinwand 
gemacht hat,ziehe ich sie für lie Sozialdemokratie 
SUTURKE .... 


/orsitzender: Das liort hat lierr Abgeordneter Hoffmann! 


abg.lioffmann SP): Die Sczisldemokratische Partei stellt fest, 
ab sie durch den Überbezirk hheinprovinz eine all- 
get ke Arc der Besatzungsfrage bereits 

ın der Uffentlichkeit verbreitet hat. Die Fraktion 
des Landesrates steht auf dem Boden dieser Ürkla- 
rung. nie hält es für überflüssig,erneut eine Er- 
klärung in dieser Frage abzugeben. 


in Zn x =: 
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Vorsitzender: as wort hat Herr Abgeoräneter Decker! 


Abe.Becker (2): Meine Herren! Ich bedauere «diese letzte 


Erklärung des Herrn Abgecrdneten üoffmann auußer- 
orcentlich. Us kann niemals überflüssige sein,derar- 
tige Erklärungen abzugeben, und ich beteme der 
Landesrat ist dafür da, daß man solche Erklärungen 
abgibt. "ir müssen es daher außbererdentlich be- 
dauern,daß der lerr Abgeorünete iioffmann und die 
Soziuldemokratische Fartei sich dieser Erklärung 
richt angeschlossen haben. 

as den anderen Vorredner, den Herrn Abege- 
oröneten Daub, anbetrifft, so nuß Ich sagen,daß 
er uns den Vormurf gemacht hat, daß wir nicht tief 
genug in die “äterie eingeurungen selen. Ich muß 
sagen,daß er an den Kern der Frage nicht herange- 
kommen ist. Er ist überall heraugereist,sogar in 
Südwestafrika, aber in die „aterle ist er nicht 
eingedrungen. s | | 

MEINE Lierren! begeben wir uns deshalb 
doch noch einual ins »aurgebiet zuruck und versuchen 
wir, in die laterie einäudringen. 


f Am Dienstag,den ZU,Noveuber us.Js. hat uns 
die hegierung des Saargebietes den .uushaltplan für 
1928 zugehen lassen. Der iisushaltplun tragt wie in- 
ner gie Aufschrift: Beschluß der negierungskouuls- 
sion vom 24.3.1923. Diesual ist noch ein zweites 
Datum dabei, der 27.10.1928. Dauit hat vie negie- 
rungskomuission wieder einnäl uns sagen wellen,caß 
sie bereits,bevor sie uns den naushaltplan hat zu- 
gehen lassen,einen autokratischen Beschluß über 
diesen Plan gefaßt hat. Sie hat uns sagen wollen 
eder hat uns wenigstens zum auscruck gebraucht ‚daß 
sie über unsere Steuergroschen bereits verfügt hat 
und darüber entscheidet, und da& wir lediglich Kennt- 
nıs davon zu nehmen haben. ler im Landesrat ist 
mehrfach erklärt worGen,daß wir dieser Ansicht der 
hegierungskommission nicht zustiumen können. Im 3 26 
des Versailler Vertrages heift es ausdrücklich, duß 
Abgaben nur nach Befragung der örtlichen Vertretung 
erhoben werden können. Dusselbe findst man in 9.28 
des Versailler Vertrages. La heißt es, daß hei Ande- 
rung von gesetzlichen egslungen Gie zustiumung des 
französischen »taates erforderlich sei. Dei der 

rubenverwaltung hat die Legieruneskoumission nun 
Irüher stets in der Praxis die DBelragung des Irunzö- 
sischen »taates auch als zustiumung aufgefalt. 4s 
ıst uns wiecerholt erklärt worden, daß dies oucr 
jenes Gesetz nicht in Aruft treten könne ‚weil zu- 
nächst die „ustimmung des Irunzösischen »taates ab- 
Bewartet werden müsse und weil sic bis jetzt nach $ 
nicht eingetroffen sei. Jie negierungskoumission hat 
cas echt Kapitel 2.des Versailler Vertrages Selbst 
auszulegen. Die darf aber - das lisgt in dem AUS- 
legsungsrecht enthalten- doch nicht cin una dasselbe 
Wort Zweimal Sanz verschieden auslegen. Wir dürfen 
für uns das gleiche nccht in anspruch nehmen und 
dürfen fordern, daß die .Belragung uuch als unsere 
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Zus tiumung uufgefußt werden muß. Nach unserer an- | 
sicht der? also keine Verorunung über uie Steuern # 
und ‚laushaltsgeläaer des Suurpebietes in Kruft tre- | 
ten, ohne duß aer Lundesrat Seine zustiumung duzu | 
gibt. Für die neue nerlerungskonnission möchte ich 
auch die Ausführungen wlecerholen,die einmal mein 
früherer Fraktionskollese Herr Kurius un dieser 
Stelle gemächt hat. Es ist nach ser ulten Gesetz- 
ebung, die uns von Jahre 1918 durch den Vers«il- 
ver Vertrag erhäülten geblieben ist,bestiunt, daß 
der Stat jährlich Curch den heichstug verabschie- 
det wird. also hat nicht einfuch die negierunges- ' 
kommission das Recht, den .aushaltplun Selbstherr- E. 
ich zu verubschieden,sondern sie au ihn erst der ’ 
Vertretung der Bevölkerung zugehen lassen. jienn es 
in der Errichtunssurkunde des Landesrutes heißt, 
daß dem Landesrat der .:uushaltolan lediglich zur 
Kenntnisnuhme zugeht, so ist dumt nichts besonde- 
res Fesupt, denn die lrrichtunesurkunde zuu Lundes- 
rat konnte den Versüiller Vertrug nicht ändem. 
„Ir müssen auch die eglerungskounission ersuchen, 
uns in Zukunft mindestens zu anlung des Juhres, 
Spätestens uber vor dem l.april, uen wuushaltplan 
zugehen zu e lassen,dunit der Lendesrat auch in 


der Luge ist, sich rechtzeitig nit ihm zu befassen. ’ 





‚Zuruf des abg.Heinhurü: Sugen Sie dus aber # 
„uch dem „inister Koßmann!) . 


“ir sind fest duvon überzeugt, daß Herr «inister j| 
Koßmunn sich stets für unsere Forderungen einge- ı 
BSTZT hut, Er R f 
| “lr wüssen femer ordern, duß die Kepie- 
runeskommıssion den tutsächlichen nechnunesubschluß 
für die Juhre 1926 und 1927 vorliegt. vie Zentruus- 
Iraktion hat vor einigen „ochen bereits die iegie- 
rungskommission uuf die Verzögerung in der zustel- 
lung des Huushaltsplunes uufnerks.an gemucht. Ich 
or test, daß inwerhin ein gewisser Fortschritt 
darin besteht, daß die Hepierungskeunission diese 
Lingabe inzwischen beantwertet hat. Zu Zeiten des 
Herrn hault hat man vielfuch »inguben überhaupt 
nicht beantwortet. Aber auch üle antwort, die die 
uerleruneskoumission neuerdines der sdentrunsirui- 
tion erteilt hut, hut uns in keiner weise befrie- 
diren können. Sie scheint air wenig stichhaltie 
zu sein. Die kegieruneskoumission Kt „usgeflührt, | 
duß die Höhe der Beumtensehälter noch nicht Testge- En 
Standen hube und sie deshalb nicht in der luge ge- | 
wesen sei, Jen Ltut früher festzusetzen. n 
Ja, meine llerren, ich muß denn doch fragen. Kennt | 
denn die hefierunfskonni ssion nicht den ausdruck 1 
Nachtragsetut, hat sie noch nie etwas hiervon ge- 4 
hört.“ Die hegierungskounission hatte doch ruhig | 
'zu Anlung des Juhres uns den uushultplan zuschicken '„ 
können, sie hätte dubei darauf hinveisen können, 5 
daß uns bei Zrhöhung der Beuutengehälter ein Nuch- l 
trags-Etat zupehen yrürde. Diese egelung wäre so ) 
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einfuch gewesen ,daß sie auch der Hegierungskcen- 1 


mission hätte einleuchten wüssen. Die Antwort der 


De erseuer Saron läßt weiterhin die Annahne zu, j 
ab 


lab sie unsere Anregung, dem Landesrat monatlich 
Aufklärung und Äitteilung über die rereinnahnten 


Zölle zu machen, scheinbar nicht richtig verstanden j 


hat. Dem Landesrat muß eine Übersicht und Kontrclle 
über die Zelleinnahmen ermöglicht werden. Die He- 
lerungskcemmission hat sich auf unsere Anfrage über 
ie Erhebungskesten bisher ml\lständig ausgeschwie- 
gen. ich weiß nun nicht,ob sie tatsächlich nur die 
Abrechnung erhält, die sie an uns, den Jandesrut, 
weiterleitet. Ls wäre jedenfalls etwas ganz Un&- 
heuerliches und mit der ersten Pflicht der kegle- 
runeskonmmission, die Interessen der »aarbevölkerung 
zu Iördern und zu wahren, absolut unvereinbaär,wenn 
die französische Zollverweltung der »aarregierung 
einfach nur Fr einen Fetrag angibt,den sie aus 
kin- und Ausgaben nach Abzug der brhebungskosten 
er&ittelt, und wenn die heglerungskowwission sich 
mit dieser angabe ohne nähere Früfung begnügt hätte. 
Zum mindesten hätten vei der Aufstellung des tat- 
sächlichen hechnungsabschlusses über die Zollein- 
nahmen en angaben gemacht werden müssen. Ich 
muß feststellen, daß in dem Ist-Etat für 1925,der 
uns als erster st-Etat unter dem 6.Uktnber 1927 
zugestellt wurde, keine näheren Angaben enthalten 
ınd. | 
üenn die Kegierungskoumission angitt, 

daß es schwierig sei, die Zoll-kinnahmen jährlich 
oder mcnatlich zu schätzen, so erläube ich mir zu 
bemerken, daß wir eine Schätzung gar nicht ver- 
langen. dir wollen nur, daß uns diese 4ahlen be- 
kanntgegeken werden, genau So, wie auch das Keich 


seine Zolleinnahmen bekanntgibt und genau so, wie ’ 


die Einnahmen der Fost-und Eisenbahnverwaltun 


jeden Wonat bekanntgegeben werden. Wir gehen dabei “ 


selbstverständlich ven der Voraussetzung aus, daß 
die Hegieruneskcnamission einen Jberklick und die 
Kantso tie über diese Ziffern besitzt und daß auf 
dlese leise, wie ich schon gesagt habe, wir die 
Wglichkeit erhalten werden,besser wie bisher, Bin- 
blick in das Finanzgebahren der hHegierungskonmission 
und der Zollverwaltung zu nehnen. 


& bs sind jetzt lU Jahre her, daß uns 
die alliierten und asscciierten »taaten in hoch- 
tönenden Noten verkündet haben, daß wir in Jeutsch- 


land keine Demokratie kannten, und daß Hhie Lemo- \ 


kratie zu uns gebraucht werden wüsse. Ja, weine 
Herren, ich glaube beinahe, daß wir im alten Deutsch- 


land mehr Demokratie hatten,als sie uns heute der ' 


Völkerbund beschert hat. Uber die kinnahmen und 


Ausgaben hatten wir edenfalls viel mehr Klarheit i 


und vielwehr Übersicht, wie unter der jetzigen von 
Völkerbund eingesetzten hegierungskowunlssinn. 


Ich 
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Ich frage Sie, sieht so die Dewokratie der ulliierten 
und associierten wächte oder die des Völkerbundes aus? 
“uß denn er eine Kegierungskoumission, die von 
Völkerbund eingesetzt ist, wit den allerschlechtesten 
Beispiel vorangehen und einer Sevölkerung,die ihr un- 
terstellt ist, die genaue Hechenschaftslegung über die 
Verwendung ihrer Steuergroschen verweigern? ıleine lier- 
ren, diese Tatsache, daB eine genuue hkechnungsluge und 
übersichtliche Rechnungslegung bisher nicht erfolgt 
ı8t, ist allein schon geeignet, dem Völkerbund den 
allerschwersten Sahlag zu geben. Diese Tatsache tut 
aber auch dem großen Gedanken der Versöhnung der Völ- 
ker und des Friedens der Völker, den der Telkerbond 
doch verkörpern soll, Abbruch. Die Regierungskowis« 
sion möge daher glauben, dal es uns ernst ist mit dies 
ser Forderung auf Bechschaftslegung und Klarheit. lür 
müssen uuf dieser Forderung nicht nur iu Interesse 
unseres Suargebietes, sondern uuch im lateresse des 
Völkerbundes 'selbst,bestehen. Wir müssen die Delega- 
‚tionen, die wir nuch Genf entsenden und die deutsche . 
PRgRTUng, die ja nunuehr auch iu Völkerbund Tertreten 
ist, dringend ersuchen, bein Völkerhunäsrut ernste 
Vorstellungen über diese angelegenheiten zu erheben. 
Ich wöchte auf Einzelheiten des mughurtplun Ag Richt 
‘näher eingehen, du ‘ja der liaushaltplan ih der ‘Presse 
und den verschiedenen zeitungen gaagrusE besproohen 
worden ist. Ich möchte zunächst feststellen, Auß die 
hegierung noch in ng waushultplun, den sie uns in 
den vergangenen Juhren zustellen ließ, Überschüsse uus 
den Vorjahren uufweisen konnte. Geht uun weiter duvon 
aus, du die KHegierungskounission uuch noch duuernü 
von den Steuern, die ja zunächst nur für sie bestimut 
waren insbesondere erwähne ich hier die Unsutzsteuer, 
erhebliche leile un die Koununen hut ubgeben können, 
so muß nun feststellen, daß die hegierungskounission 

röße Steuerbeträge auf Vorrat erhoben hat. Weniger 

teuern zu erheben, wäre in dieseu Fulle besser gewesen. 
Eine Regierung muß die Steuerlasten stets den Kräften 
des Lundes unpussen. Es äst uuuerordentlich bedauerlich, 

aß namentlich die. « :;*.. niederen Einkommen und in 
gunz besonderen wusse der „äüttelstund im Suargebiet 
steuerlich stark überlastet ist und äringend eine Ent- 
lustung verdient. 


(Zuruf des Abg.Weiß: „lan hat doch den Steuer- 
gesetzen zugestimmt! 


Dus wur 38 schon im Jahre 1923. Wir haben ja seit dem 
Jahre 1923 mehr uls einmal eine Steuerreform verlangt. 


Die Regierung hat uufgrund unserer Inter- 
ellation über die !ntlassung von Sergerbeitern, in 
Laufe des Jahres eine heihe \Notstandsurbeiten vorge- 
sehen. \iir stellen fest, duß diese Notstundsurbeiten 
in Haushaltplan keine oder fust keine BEFSREL INT GUNG 
efunden huben trotzdem der Huushultplan erst un 17.0k- 
ober verabschiedet wurde, In diesen Sinne unterstützen 
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vir uuch eine Lingabe, die uns von der sentrule des 
Erwerbs slosena ‚usschusses zugegungen 1sSt und die cie 
urhöhung der „ezüge fordert. 


"ir hätten auch SEWÜNSCH \t, das neben diesen 
‚atteln für Nots tundsarbeiten und roduktive Lrwerbs- 
losenfürsorge auch “ittel für den ";ohnungsbau cinge- 
setzt worden wären. “eine #raktion hu t heute erneut 
einen Antrag eingereicht, der eine INN "OoNNUNngSVOor- 
lage nach den früheren Qutachten des Lundesrates foT- 
dert. “ir sind uns darüber klar, daß, wenn auch nicht 
überall, so doch an viele ın Stellen im "ohnusiesbau noch 
viel seschehen kann und auß,bevor die swaneswirtschaft 
aufgehoben werien kann. 


Ganz besonders ist uns iu «aushaltplan auf- 
gefullen, daß zum ersten “ule eine Position „sosten 
der Unterbringung der Bahnschutz truppen” mit ZU) YUV 
Fr. erscheint. Deugegenuber verweisen wir auf cdle 
hechtslage, die in der »aarbrücker Lanueszeltuing von 
27 .Novenber dargelegt Let 
‚ Durch die Urganısation und Unterhaltung 
der Lise nbahnkomuission und aes Bahnschutzes 
darf cem Suargebiet keinerlei finanzielle 
Er Belastung „entstel ‚en. 
LT veantrugen a Guß die nerierungskomission ulesen 
Fosten von So 0. Franken schleunigst aus dem laushalt- 
»lan streicht. 


Bei Ceu Ye; 
Haushalt der Polizeiverwaltung - 


ist wir auf Seite 34 eine Position aufgefallen” Lin- 


nahnen aus „ieten und Fachtverträgen ues landjagerkorps” 


und habe wir darüber sehr viel Koptzerbrechen gemacht. 
Ich möchte daher die Anfrage an den .errn Staatskowmis- 
sar richten, welche \ieten werden für Landjäger bezahlt” 
Diese anfrage mag im ersten „onent etwas komisch er- 
scheinen,deshalb bepründe ich sie wie folet: ir 
In vergangenen Sowmer stand in meiner Nach- 

Aersehai! einige lochen 1 lang ein Land jäper Tag und Nacht 

sten vor einer .ohnung,deren Inhaber verreist war. Ich 


weiß nicht, ob der lierr .üitglied der Garnisontruppen Br 


us mag ein beruhigendes Gefühl sein, wenn ein Land jäge 

am „ause treue „ucht halt, Unwillkürlich mußte wann wir 
anbliclk dieses Fostens un uas bekannte Lied denken:steh: 
ich in finstrer witternacht, so einsau auf der stillen 


„acht----- . Damit nun die Leute, die nicht zur Garnison- 
Pruppe ocer ee Ei BBEe "gehören, sich auch einen 
Lundjäger leisten können, ist es vıc ‚lleicht eupfehlens- 


wert, wenn üle ion ihren dert fur Gas 
Verleihen von lundjägern bekauntgibt. Vielleicht läßt 
sich dann die betreffende Fosition iu waushaltplan noch 
etwas steigern.- 


( Lachen ) 
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(Zuruf des Abg.Schnelzer: \Wach-und Schließ- 
gesellschaft 


Unterm 9. Februar 1927 haben wir einen Antrag an die Ke- 
glerungskommission gestellt, daß man diejenigen Kosten 
ür den Haushalt des »aargebietes, die nıcht auf deu 
Steuerwege erhoben werden können, auf dem Wege der An- 

leihe aufbringen solle. Maßgebend für diesen unseren 
Antrag war der Gedanke, daß unsere Anlagen im BUDER - 
biet,in erster Linie unsere Verkehrsmittel,Eisenbahn, 
Post und Straßenbahnnetz auf einer liöhe gehalten werden 
müssen, die der Bedeutung des Gebietes entspricht. Vir 
PEN es, daß die Reglierungskommission den Fraktions- 
tührern des Landesrates bekanntgegeben hat, daß sie in 
Änleiheverhandlungen eintreten will. Bisher ist nan 
unseren “Wünschen nicht gerecht geworden. Die meisten 
Arbeiten, die im Haushalt der Eisenbahn stehen ,wurden 
bei einer kaufmännischen Buchführung nicht als außer- 
ordentliche Auslagen betrachtet werden können. Ledig- 
lich würden diese als kleine anschaffungen oder als 
Keparaturen verbucht werden. Unter den 31 Positionen, 
dıe einmalige und außerordentliche Ausgaben der Eisen- 
bahn darstellen, ist kaum eine einzige, die diese de- 
zeichnung vercient. 


- Die Tatsache, daß die Beschallung eines 
D-agens 1.-3.Xlasse angefordert wird, gibt „ir Veran- 
lassung,darauf hinzuweisen, dal man mıt der abschaffung 
der l.Klasse im Saargebiet genau so Zughaft vorgegangen 
1St, wie bei der keichsbahn. wan hat groß und ceutlich 
verkündet, daß die 1.Klasse mur noch In aea groben, 
schnellfahrenden Fernzügen internationalen Gepräages ge- 
führt werden sollen. Statt dessen muß ich feststellen, 
daß die 1.Klasse im Saargebiet fast überall beibehalten 
wurde. Das ist keine Kationalisierung. „estehen da ir- 
gendwelche Linflüsse oder hat nan uas für ale franzö- 
sischen Generäle getan? fir haben im Saargebiet ja gar 
keine Schnellzüge, denn ihrer Fahrgeschwindigkeit nach 
verdienen die Züge, die man von hier aus nach Frankfurt 


oder Köln schickt ‚kaum den Nauen «Eilzug." .le ich gehört 


habe, ist seitens der Eisenbahndirektion auch die De- 
schaifung von 2.-Klasse-sagen in Aussicht genoumen. 
Lieferzeit und Preis sollen in den ängeboten cGeutscher 


Firmen günstiger liegen als bei den französischen Firmen. 


Es muß daher erwartet werden, da. die Aufträge an deut- 
sche Firmen vergeben werden. Grundsätzlich muß ich hier 
zu der Erteilung von Aufträgen nach dem Subulssionswe- 
sen Stellung nehnen. Es kommt vor, daß deutsche Firmen, 
wenn man den Zoll hinzurechnet, etwas teurer sind als 


die französischen. Aber der Zoll wird an der Saargebiets- 


grenze zurückvergütet,sodaß man bei der Erteilung von 
Aufträgen den Zoll nicht berücksichtigen darf. 


2 Nun noch einige landwirtschaftliche jünsche 
zum Haushalt. Auf Seite 66 Ziffer ll der 


Kulturbauverwaltung 


wercen als Beihilfe zu Kulturunternenaungen . 
1550 
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Ers. 350 00V weniger ausgeworfen als im Vorjahre. 
„eine Freunde von der Landwirtschaft sind der wei- 
Ruhe daß die „aufgaben für die Kulturbauverwaltung 
noch so groß sind, daß der Betrag als zu gering 
erscheinen muß. Lbenso werden die Kosten für das 
länaliche Bildungswesen,die uit 280 VD) Franken 

in dem llaushalt für Kultus und »chulwesen einge- 
setzt sind, als zu niedrig angesehen. Ls könnten 
dagegen die Kosten für den französischen »prach- 
unterricht gestrichen werden. Der Äutzen dleses 
Takultativen Unterrichtes ist höchst zweifelhaft. 
ls hat sich herausgestellt, daß ein vorübergehen- 
Ger französischer Unterricht in den Volksschulen 
nicht genügt und daß er uehr Schaden bringt als 
Nutzen, da er die Ausbildung in den eigentlichen 


 Pflichtfächern behindert. Außerdem wird vielfach 


Im Auslande und £anz besonders in Frankreich durch 
aiesen Unterricht der Eindruck erweckt, als sei 
unsere Devölkerung französisch. Aus der latsache, 
daß einige niert Kinder die französische Schule 
besuchen und einige tausend fakultutiven Unterricht 
nehmen, wird in Frankreich gefolgert, daß wan iu 
Saargebiet dem französischen Gedanken freundlich 
gesinnt sei. Auch der Schein muß verwieden wercen, 
aus dem unkundige Franzosen dus Knecht zu einer 
Annexion herleiten könnten. Ich uochte dazu noch 
bemerken, daß nach Inforwationen, die wir zuteil 
geworsen sind, die Kosten des französischen Unter- 
richts nit dem, was im hiaushaltplan eingesetzt ı1st, 
sich gar nicht erschöpfen, sondern die hegierungs- 
kowmission hat duzu noch eine weitere Position, 


„Nebenunterricht ', die mit 900_OUV0 Fr, iu Etat steht, 


hinzugezogen. Auch aus dieser Position des liaus- 
haltplanes wirü der fakultative französische Unter- 
richt bestritten. 


Ver Schutzverein für iiundel unu Gewerbe 

im Saargebiet hat dem Landesrat eine »„ingabe ein- 
rereicht, die Ihnen allen zugegangen ist. br for- 
Eee ie aufhebung der letzten neste der Ariegs- 
und swangswirtschaftsgesetzgebunz. Die „entruusirak- 
tion hat in ihr Progrann, Gas sie vor den letzten 
“ahlen veröffentlicht hat, den Abbau uer wwiangs- 

esetze aufgenoumen. Die zentruusiraktion muß daher 
ür diese Eingabe eintreten, unso üehr, als in 
Deutschland vor mehreren Jahren bereits diese _ 
Kriees-und 4wanzsgesetze aufzehoben woruen sind. 

Sie haben ja praktische Bedeutun? auch hier im 
paargebiet längst nicht nehr.- Der Vorsitzende unse- 
rer Fraktion, lierr Levacher, hat bereits ın einer 
der letzten Sitzungen gefordert, daß eine Umstel- 
lung der Gesellschäften auf den Goläirunken older 
wenigstens auf den heutigen Stand des Franken er- 
folgen müsse. .ir haben heute 3 arten von Gescll- 
schaften. Anrenoumen sie haben nominell das gleiche 
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Kapital. Unter Umständen ergeben sich aber Unterschie-4. 
de bis 6)D) % oder noch über 600 % zwischen den einzel- 
nen Gesellschaften, je nachdeu, ob es sich un Frie- 
densgesellschaften handelt, oder ob es Firmen sind, 
die in den Jahren 1920 bis 1923,oder Firmen, die hl 
nach 1923, also hauptsächlich während der Frankenin- 
fletion gegründet worden sind. In Frankreich macht 
man leider noch keine Anstalten,eine Bereinigung der 
Bilanzen vorzunehmen. wan tut das auch in Frankreich 
nicht,weil man eben vorläufig dort eine Aufwertung 
nicht vornehmen möchte, und weil wan fürchtet, da 
auf diesem lege über dıe Bereinigung und Unstellung 
der Dilanzen auch die Aufwertungsbewegung in Frank- 
reich gestärkt werden könne. ir im Saurgebiet brau- 
chen uns aber an diese Schwierigkeiten, die in Frank- 
reich bestehen, nicht zu stören. iir können doch ganz 
unabhängig davon die der bilanzen vorneh- | 
men. bs ist uns auch s.4t. von der Steuerverwaltung 
auf eine Eingabe hin uitgeteilt worden, daß eine 
Heranziehung der juristischen Personen,also der Ge- 
sellschaften, zur Verwögenssteuer deshalb nicht statt- 
finden könne, weil eine a ee nicht er- 
folgt sei. Also auch um die ‚leranziehung der juristl- 
schen Personen zur Verwögenssteuer zu ermöglichen, 
muß die Pe gung der Bilanzen und die Umstellung 
der Gesellschaften stattfinden.- 

Bei dieser a rag möchte auch auf 

den Antrag der Zentruusfraktion hinweisen, in dem 
die Hegierungskommission nochmals ersucht wird,die 
Aufwertungsvorlage nunmehr endgültig und möglichst 
bald zu verabschieden. ;Ääir betonen dabei, daß_nur 
eine Gesamtaufwertung für uns infrage koumt. Es müs- 
sen neben den liypotheken also auch die Guthaben der f 
Sparer aufgewertet werden. Dieser Standpunkt ist ja k 
auch in unserem Gutachten festgelegt,aber wir haben 4 
Veranlassung,ihn nochmals ganz besonders zu betonen. 
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Den Finanzkrach in St.Jngbert bedauern wir 4 
außerordentlich. Bevor die Untersuchung abgeschlossen 4 
ist, müssen wir uns eines Urteils Auriber enthalten, N 
wen die »chuld an den Verfehlungen, die dort vorge- " 
kommen sind,trifft. Jedenfalls möchten wir ganz unab- l 
hängig davon fordern, daß die eh ae Frame en | 
möglichst bald ihr Sunierungsprograum bekanntgibt, 4 
durch das es der Gemeinde wleüer möglich wird,ihre N 

Pflichten gegenüber den Bürgern zu erfüllen. 


Den beitrag der Grubenverwaltung zum llaus- 
halt haben wir schon so häufig moniert, daß ich mich 
zu diesem Punkte nur ganz kurz zu Iussen brauche. i 
Der unglückselige, ummoralische Vertrag, der nit ger u 
Grubenverwaltung abgeschlossen wurae,muß unbedingt. ’ 
beseitigt werden. Er ist ja zum teil geanasgt WOTGEn, 
aber leider nur in Teilbeträgen. Der Vertrag muß nach 
unserer Ansicht ganz beseitigt werden,weil er eben ' 
unnoralisch ist und weil er auch dem Versailler Ver- Hi 
trag widerspricht. hir fordern in diesem Falle aus- | 
drücklich, daß der Versailler Vertrag gegenüber der 
Grubenverwaltung durchgeführt wiräd,denn der Versailler E 
Vertrag sieht die lieranziehung der Grubenverwaltung 1 
gemäß ihrem Vermögen zu den örtlichen Lasten vor. i 
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Zum Schluß noch etwas über die Anlage der 
Gelder, die der Regierungskommission zur Verfügung 
stehen. liederholt haben wir die Kegierungskomnis- 
sion ersuchen müssen, eine gerechtere und gleich- 
näßigere Verteilung der tieglerungsgelder vorzunehnen. 
Es geht nicht an,daß diese Gelder nur einzelnen Ban- 
ken zur Verfügung gestellt werden. Als wir seinerzeit 
über die ährungsvorlage beraten haben,da haben uns 
die llierren labie und «ayer,die damals Vertreter der 
Hegierung waren, alles mögliche versprochen, und zwar 
im Nawen der iiegierungskonmission. Sie haben uns 
insbesondere auch versprochen,daß der Geldverkehr 
einwandfrei und gut funktionieren wurde. Leider ist 
dieses Versprechen der negierungskoumission wie So 
viele andere nicht gehalten worüen. Wir erleben es 
ständig, daß Bar Seklanzererzche den größten neibungen 
ausgesetzt Ist. Wan hat die neichshank ganz uunötl- 
gerweilse Aeane WARdILE ausgeschaltet. venn irgendwo 
heute ein größerer Lelübedarf entsteht, so kann er 
nicht befriedigt werden,weil man den Geldverkenr 
mehrere Tage vorher unmelden muß, um das Geld an der 
Banque de France in Saargemünd abzuholen. \lenn ule 
Kegierungskommission ihre Gelcer schon so anlegt, 
daß sie kaum Zinsen einbringen, so köunte sie diese 
Gelder auch der Meichsbank zur Verfügung stellen. 
Das hätte dann wenigstens den Kartei daß der Geld= 
und Banknotenverkehr nicht in dieser außerordentlichen 
Weise behindert würde. Über die heute herrschenden 
Zustände in der Vermögensanlage des »aargebietes 
muß dasselbe gesagt werden,was ich bereits vorher 
über die Kechenschaftslegung der hegierungskomuls- 
sion gesagt habe. Gerade eine Völkerbundsregierung, 
eine Kegierung, die vom Völkerbund eingesetzt 1st, 
muß sich bei der Anlage ihrer Gelder von neutralen 
Gesichtspunkten leiten lassen. Wir haben die Anlage 
der Hegierungsgelder bereits so häufig moniert, dab 
auch hierin eine Anderung eintreten muß, oder der 
Völkerbundsrat muß auch mit dieser Angelegenheit 
befaßt werden. 


Die Regierungskommission hat der Land- 
wirtschaft Kredite und zwar zu einem billigen Zins- 
fuß gegeben. Diese Beträge müssen weiner Ansicht 
nach unbedingt erhöht werden, denn sie genügen nicht. 
Diese Kredite sind anscheinend auch äußerst kurziri- 
stig gegeben; sie müssen in langfristige Kredite 
umgewandelt werden, wenn sie ihren Zweck eriüllen 
sollen. Die Kreditnehmer sind ja infolge ihrer 
schlechten wirtschaftlichen La&e, wie sie im saarge- 
biet für die Landwirtschaft besteht, gar nicht ın 
der lage, die Kredite so schnell zurückzuzahlen. 


Es liegt dann ferner noch ein Antrag 
vor von der Zentrunsfraktion auf 
bezahlte Ferien für jugenaliche Arbeiter. 


Der Äntrag spricht für sich selbst,sodaß wir ıhn 
nicht besonders zu begründen brauchen. | 
Ä Deswelteren 
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= Desweiteren haben wir einen Antrag eingereicht 
a 
Besetzung der Kichterstellen beim Obersten 
serichtshof. 


Auch dieser Antrag, daß die Richterstellen in Saar- 
louis durch deutsche Richter besetzt werden sollen, 
bedürfte ec keiner besonderen Begründung. 
Aber die Er re: hat gezeigt, daß es für einen 
ausländischen Richter außerordentlich schwer ist 
-und der Herr Staatskomissar dürfte da im Herzen 
sicher beistimmen-, sich hier ın ein deutsches 
echt einzuärbeiten, und wenn dazu noch sogar Sprach- 
schwierigkeiten kommen, so ist es ihm überhaupt un- 
möglich. Die Kechtspflege leidet darunter,wenn ‚wie 
es bei uns öfters der Fall war,Urteile herauskommen, 
die juristisch überhaupt nicht haltbar sind. 
(Zuruf des Abg.Keinhard: Die verurteilten die 
Kommunisten 


Wir bitten die Regieruneskoumission nochmals 
ernsthaft, unsere Anträge arte sah und sIe zu er- 
füllen und auszuführen. Es ist ein Prüfstein für die 
neuen Witglieder der Kegierungskommission und die 
egılerungskommission in ihrer Gesamtheit, ob sie 
würdig ist, den Völkerbund im Saargebiet zu vertre- 
ten, und ob der Völkerbund selbst in der la PIISE, 
hier im Saargebiet seine hohe und erhabene wission 
auszuführen. 


(Bravo-Rufe des 4entruns. ) 
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Vorsitzender: Das Wort hat lerr Staatskomnissar Kuchenbecker! 


Staatskomni ssar Kuchenbecker: weine Herren! Die Regierungs- 
kommission hat mich nit der Wahrnehmung der Geschäf- 
te des Staatskommissars im Landesrat beauftragt. 
Wenn ich ihren Ruf gefolgt bin, so geschah es ei- 
nerselts aus der Überzeugung heraus, hier nicht 
nur eıne Deautenpflicht, sondern auch eine Pflicht 
gegenüber der Devölkerung zu erfüllen. Ich habe 
ın meiner ganzen Beamtenlaufbahn es stets für meine 
Pflicht gehalten, den Interessen des Landes zu 
dienen. Gegenteilipe Gerüchte, die über nich in 

Umlauf gesetzt worden Sind, sind unwahr. Ich lege 

besonderen Nert darauf, bei meinem Kintritt in 

en Landesrat dies zu betonen. 


| In sachlicher Hinsicht möchte ich 
folgendes ausführen: 


bs sind mir eine heihe von Anfragen 
durch das Büro des Landesrates zugeleitet worden. 
Ich bin beauftragt, eine allgemeine Erklärung der 
Regierungskomnission über diese Anfragen abzugeben. 


Die Regierungskomission teilt mit: 
Die von den Fraktionen eingebrachten Anträge sind 
Schon, soweit es möglich war, schriftlich eant- 
wortet worden. Die übrigen Anträge werden sobald 
wie möglich ihre Erledigung finden. 


Meine Herren! Ich möchte noch folgendes 
anführen: Der Negierungskommission stand nur eine 
sehr kurze Zeit zur Verfügung, um zu ihren Anfra- 
en Stellung zu nehmen. Es fiel auf, nicht nur 

1e Zahl der Anfragen, sondem daß sie zum Teil 
Gegenstände betrafen, die schriftlich bereits 
eantwortet sind und die ietzt wiederholt werden. 
Ich nehme an, daß ich in der nächsten Sitzung des 
andesrates ın der Lage sein werde,Ihnen eine er- 
Sehöpfendere Auskunft zu geben. Sie können über- 
ze sein, daß die Anträge, die mir zugeleitet 
Sind, bei der Kegieruneskonnission einer ernsten 
Prüfung unterzogen werden. 
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orsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


bg.Reinhard (KP): 
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hat sich gezeigt,daß heute die bürgerlichen Parteien 


Meine Herren! Bei Beginn der heutigen Sitzung 





sich schon so Stark fühlen, Erklärungen abzugeben ein- 


schließlich der Sozialdemokratie,ohne überhaupt die 
sozialdemokratische Partei gefragt zu haben. Das ist 


ein charakteristisches Bild dafür,wie weit die Zusan- 


nmenarbeit heute zwischen diesen Parteien gediehen 
ist. Ich stelle fest,daß der Herr Hoffmann erklärt 
hat: "Wenn Sie uns gefragt hätten,hätten wir auch zu- 
gestimmt." Wir sehen also,wie weit die Einheitsfront 
ediehen ist. Zu den Sewerkungen des Herm Stauts- 
ommissars zu BOB, AUF Faken der Parteien möchte ich 
folgendes sagen: Es wird wahrscheinlich so sein wie 
in der JegEmR enheit,daß die Hegierung durch den 
Wund des Staatskommissars uns hier He de rk e 
macht und daß es in der Fraxis umgekehrt aussieht. 


Das es wirklich so ist,das wi eine heutige Weldung 


in der Fresse,wonach die Anges 


ellten des Saargebietes 


gestern in einer ilassenversammlung zu ihrer erbämli- 


chen Gehaltsfrage Stellung genouuen haben. Bekannt- 
lich hat die Regierung seinerzeit die Tarife egal 
digt und nun eine neue Vorlage ausgearbeitet,die 
natürlich aber so ist,daß die Angestellten SARBÜNLE 
zu der Auffassung gekommen sind,diese Vorlage ableh- 
nen zu müssen. an sieht also,daß die Hegierungs- 
kommission dort,wo es wirklich bedürftige Angestell- 


ten betrifft,nie Gelduittel zur Verfügung hat,während 


andererseits für andere Zwecke \lillionen vorhanden 
sind,was ich auch noch in meinen Ausführungen bewei- 
sen werde. Im Anschluß an diese Tatsache ist gewiß 
nicht uninteressant,daß gleichzeitig die ieldun 
are wird,daß der Prozeß der Saarbeanten a 
leichstellung mit den übrigen Beamten des Reiches 
zugunsten der Saarbeamten entschieden worden ist. 
Diese beiden Weldungen in eine Parallele gebracht, 
ergeben die Richtigkeit der Behauptung unseres Ge- 


nossen Daub zu der politischen Resolution der bürger- 


lichen Parteien. Wir sehen hier einerseits,wie be- 
rechtigte Forderungen der Em eseskten abgelehnt 
werden,andererseits wie die Beamten des »aargebietes 
und speziell die Herren Richter,die oberen Beamten 
des Suargebietes das arhe notleidende Vaterland ver- 


lagen,um noch höhere Bezüge herauszuguetschen ‚während 


umgekehrt die Angestellten und die unteren Deanten 
stets bei diesen Fragen die Dummen sind. Und so ist 
es gewiß richtig,wenn in unserer Erklärung gesagt 
wurde ,daß die Rückgliederung des Saargebietes an’s 
Reich absolut keine Besserung der wirtschaftlichen 
Verhältnisse bringt und bringen kann,umsouehr als 
dort die 60 stündige Arbeitszeit noch gang und gäbe 
ist,und wo zur Zeit im Ruhrgebiet die Arbeitgeber 
zur Aussperrung von tausenden von Arbeitern ge- 
schritten sind,um ihnen die Arbeitsbedingungen noch 
zu verschlechtern. Alles das muß uns als Koununisten 
veranlassen,in jeder Beziehung ein Zusammengehen 
mit den bürgerlichen Parteien abzulehnen. 

Meine Herren! Noch ein wort zur Lage der 

Arbeiterschaft 








Ka 


Arbeiterschaft im Ruhrgebiet. Die Sozıialdemokratische 
Partei und ihre Fraktionsführer haben gerade in die- 
ser Frage immer betont, im huhrgebiet herrsche zur 
Zeit keine Not. Heute bringt die Presse aber eine 
a aus dem kuhrgebiet: Die liot der Bergarbeiter" 
überschrieben,in welcher in einer bingabe des alten 
Verbandes gesagt wird,daß wöchentlich in Durchschnitt 
hunde.rttausend Feierschichten in Kuhrgebiet zu ver- 
zeichnen sind und daß vom Wohlfahrtsuinisterium un- 
bedingt sofort helfend eingegriffen werden uüsse. 
Also wir sehen,die Not der Aarbeiterbevölkerung im 
reiche ist gerade so groß wie an der naar. 

| Von diesem Gesichtspunkte ausgehend ,nöchte 
ich zu dem Etat der Kegierungskowuission Stellung 
Dennens. - | 

... “erkwüraig ist,daß nur einual seit Bestehen 
der kegierungskonmission ein wirklicher xechnungsab- 
schluß vorgelegt wurde ,‚und zwar ein hechnungsabschluß 
für das Jahr 1985. Für alle die anderen Jahre hat 
man sich geweigert,uns einen Kechnungsabschluß vor- 
zulegen. lan gibt uns alljährlich,so zienlich am 

Ende des Jahres den Haushaltplan,ın dem dieses Jahr 
450 Millionen Franken in Ein-und Ausgaben eingesetzt 
sind. Ob je diese „ällionen in dieser liöhe herein- 
gebracht werden,wie sie verbraucht werden,ob mehr 
oder weniger hereinkommt,das kann niemand im Landes- 
rat,oiliziell,betone ich ausdrücklich ‚feststellen. 
Wenn aber die bürgerlichen Parteien hierher treten 
und auch an diesen ilaßnahmen der negierung Äritik 
üben,so ist das nur eine Scheinkritik,die nach außen 
hin gilt. Sie wollen damit sagen,daß sie ebenfalls 
mit diesen WWaßnahmen der Kegierung nicht einverstan- 
den seien. In “irklichkeit er sie ihre ılinister 
und Seanten : in der Regierung sitzen und bear- 
beiten diesen &tat mit,sie sind es also,die über 
Einnahmen und susgaben bestimmen. nie haben ihre 
Beamte in der Hegierung und sie sind deshalb auch nit 
verantwortlich an der wirtschaftlichen Unterdrückung 
der werktätigen Bevölkerung des »Saargebietes. iienn 
Sie hierher koumen und das Gegenteil sagen,dann 
verweisen wir darauf,daß sie in der Vergangenheit 
stets alle m der Koumunısten gegen 
ale hHegierung abgelehnt haben. 


Nun zur Frage der binnahuen,wie sie im tat 
hier verankert sind. Dazu glaube ich,ist es notwendig 
einztal zu untersuchen,wie so und warun eine Erhöhung 
der kEinnahuen um 50 „lillionen Franken für dieses 
ktats-Jahr eingesetzt ist. Ich glaube, daß jeder 
von Ihnen,zeine Herren,bei einer objektiven Früfung 
des Etats gefunden hat,daß diese 50 „illionen Fran- 
ken eingesetzt wurden aus »teuermittein,die aus den 
Konsumenten und den werktätigen herausgeholt werden. 
So sind allein an Einnahmen eingesetzt 10V ıillionen 
Franken aus Zöllen, im vergangenen Jahr 70 willionen 
Franken. ir müssen dabei untersuchen,wer a. 

„ölle 
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dclle zu zahlen hat, ob die gssarte Bevülkerung des 
Suargebietes an diesen Zöllen wit herangezogen wird, 
oder “b Kreise vorhanden sind,die es verstehen, sich 
dabei herumdrücken und da ist es schon so, da? die 
Zölle nicht erlassen sind tei einer indirekten Be- 
steuerung aller derjenigen \iäaren, die die werktätige 
Bevölkerung des Saargebietes kaufen muß,um leben zu 
könren,während auf der anderen Seite schon al.. dis 
Jahre die Grokindustrie durch Zollstundungen von die- 
sen Zöllen verschont wurde und nachträglich durch 


Verträge sich gänzlich diese Zölle abzuwälzen verstand. 


Ganz genau so liegen die Dinge bei der direkten 3e- 
steuerung. ir sehen dort,daß® bei der frage der in- 
direkten Besteuerung “:le iebensaotwendigen liaren, 
dıe die ärbeiterschaft des Saargebietes kaufen mul, 
immer mehr belsstet werden und belastet wird durch 
eine Umsatzsteuer ,in einer liöhe,wie wir sie riel- 
leicht nirgends wo anders in anderen kapitslistischen 
Ländern Eben. Die Forderung des Landesrates,Aiese 
Umsatzsteuer abzubauen ,wurde bisher einfach von der 
Regierungskomrission nicht akzeptiert. Der frühere 
Staatskommissar hat uns Erklärungen abgegeben ‚wie 
der heutige Staetskemmissar Kuchenbecker. Im übrigen 
ist es beim Alten geblieben. lie Steuern sind genau 
so geblieben,wie sie in der Vergangenheit waren. 

5 zur direkten Besteuerung‘ tier steht Test 
im iaushaltplan,daß auch hier bei der direkten Besteu- 
Tune die Besteuerung von Löhnen und Gehältern und die 
Besteuerung der Kleingewerbetreibenden dauernd im An- 
steigen begriffen ist. Wenn ein 4weilel darüber herr- 
schen könnte ‚dann hat uns der kechnungsabschlu? ven 
1925 das treffend gekennzeichnet. Daraus konnten wir 
ersehen,da5 die tatsächlichen binnähuen aus dsr Zin- 
konmensbesteuerung mehrere iWillionen höher weren,wie 
der Voranschlag vorsah,während z.B. die tatsächlichen 
Einnahmen aus der Vermögenssteuer kaun ein Drittel 
des Vcranschlages betrugen, Das ist ein krasses_ Bei- 
spiel dafür, in welcher Linie sich die oteuerpolitik 
der kegierungskommission, für die die bürgerlichen _ 
Farteien,wie ich schon angeführt habe,verantwortlich 


wır haben daxals,als wir diese VERBAERFRENSe bewillig- 
ar eng andere Voraussetzun en gehabt,sco ist das 
ewıß nicht stichhaltig. uchon damals bei der gesan- 
en Umänderung der Steuergesetze des »aargebletes 
haben wir als Fraktion klar und deutlich gesagt,wie 
sich diese Gesetze gegenüber der werktätigen Berölke- 
rung auswirken müssen. All diese fragen, wenn man 
sie nun heute in der Prexis vor sich sieht und wenn 
einmal untersucht wird,was wit den Steuermitteln 
ee stellt man fest,auf der einen veite 
‚Herausziehung der „ittel aus der werktätigen Devöl- 
kerung,auf der anderer. Seite Ausgabe dieser \ittel 
zur Unterdrückung der werktätigen er Se ns: ch 
brauche da nur auf den Etst der Folizeiverwaltung, 


er 


0 eh uenn der Sprecher des Zentruns heute sagt, 
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der Justiz und der zentralverwaltung einzugehen und auf 
der underen Seite auf eins ganze Keihe cinzelner Stats, 
die ieh noch besonders behandeln werds. Vorausssäicken 
will ich dazu,daß es nicht von ungelahr ist,duk im Ktar 
„uch eine Suume von 50 OVO Franken zur Förderung des 
Velkerbundsgedunkens eingesetzt Ist. 


(Zuruf des Abg.eiß: Hat man da noch Worte!) 


Meine Herren! ‚ias will die hegierungskoumission mit den , 
0 QV0 Franken zur Förderung des Völkerbundsgedankens. 

im Saargebiet? Gehen Sie cinwal hinaus zur Aarbeiterschaft 
und fragen Sie einunal die über dis "„einung zum Völker- 
bund. «er ist rerantwortlich für die Taten der Hegierung, 
der Völkerhund,wer setzt die hegierung alljährlich ein, 
der Völkerbund. Und Sie dulden stillschweigend ohne 

ein ort der Kritik,daß die Steuergroschen der arbeiter- 
schaft verwandt werden,um die Arbeiter duzu zu erziehen, 
in dem Völkerbund den liebercllen Vater der Sagrberölke- 
rung zu erblicken. er aber der Völkerbund in !ürklich- 
keit ist,haben wir schon oft ausgesprochen. {reifender 
konnte man es nicht illustrieren wic die Kegierungsknu- 
mission in ihrer kleinen Broschüre un die Volksschul- 
lehrer,in welcher cin Äbschnitt sagt: 





"Bin Mandatsgebiet des Völkurbundes ist zu ver- | 
gleichen mit der Stellung eines „enschen unter | 
Vormundschaft. 


Man kann also das Suargebiet als ein unnündiges Kinc, 
das unter Voruundschaft des Völkerbundes steht,,betrach- 
ten. Um dus der arbeiterschuft begreiflich zu wachen, 
werden 5U O5V.-Frunken eingesetzt. krecher und zynischer 


hat man noch nie eine Arbeiterklasse verhöhnt. 


Sy ayas! yd = IDZITE ’ 42720494005 H } | 


(zurufe ser Kommunisten: Sehr richtige!) 


Der Kritiker der zentruuspartei hat geglaubt,dab 

200 000 Franken für den Bahnschutz eingesetzt wurden, 
was nicht nötig sei. Ich mul daran erinnern,dai. Ihre 
ae egalion in Genf wit der Einrichtung‘ dieser Dahn- = 
schutztruppe sich einverstanden erklärt hat. Ihre 
AR Legion war es, die ihre Zustiunung dazu gegeben 

at. 


} y pwoST 


(Zuruf des Abege.Becker: vas ist unwähr? ) 


ienn Sie das bestreiten,dann hat Ihre Delegation fal- 
sche Berichte in die Fresse gegeben. 


f 2 S, ' nr 25 RK us 
‚Zuruf des abg.Becker: iiaben Sie von unserer j 
Protestrersanmlung nichts gehört ?) | m 


Sie haben zugestiunt,und ich werde Ihnen in der 


nächsten 





nächsten Sitzunz die Berichte der Fresse untertreiten. 
Zur Frage der Felizei ‚Land jäperkorns und J 
allge mein,brauchen wir als Kcrmunisten ke; 
Auslührungen zu machen. \ienn terr Becker 
Antrag einreichen zu nüssen,daß in Zukunft alie frei- 
werdenden Richte rstellen n. + deutschen Richtern zu 
esetzen sind,dann sage ich Ihnen,gehen Sie ins Heirh 
und schauen Sie sich Bie Klassenurteile an, die von 


deutschen Richtern gegen deutsche Arbeiter gefällt 
werden. 


Kory ustiz 
xeilne besonderen 
meint,einen 


‚Zurufe der Konmunisten: Sehr gut!) 


Der sozialdemokratische »bgeoränete Dr.Sender hat eben- 
falls schon gegen diese Klässenurteile in hkeiche hin- 
weisen müssen. Also von der Sozialdemokratie wurde das 
zugegeten. Daß diese Klassen justiz auch in Saargetiet 
besteht,huben wir Koumunisten am eigenen Leibe verspüren 
wüssen,und haben festgestellt ‚dal deutsche und«teutszhe" 
ichter in der Verurteilung von “rbeitern,vcn Bergar- - 
beitern,die gegen die Dergwerksverwaltungen dewonstrier 
ten, noch vie Schlinser waren uls die sogenannten 
neutralen füchter des Übersten terichtshofes. Uns kann 
es Schließlich gleich sein,ot deutsche nder frunzös:- 
sche flussen richter arbeiter hier ins Gefängnis 
Schicken,weil beide Kichter wlt Zähnen und Nägel das 
Jetzt bestehende Systen verteidigen. Sie stehen auf 
Ger Baden des Völkerbundes und fällen ihre Jrteile im 
Namen der Neglerungskoumission,die vo Yölkerkund ein- 
gesetzt wurde. lieran anschlieliend ist es ar HenNg, 
äle Verhältnisse der centrunspartei ‚die ee Narbin- 
ns 


ung,die sie wit der Negierungskonrissicn hat .heräus- 
zuschälen. 
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Im Etat des Saargebietes sind insgesant 

12 „äillionen für die Kultusgexeinden des Saargebietes 
eingesetzt. Ich glaube, dar das Saurgebiet nebst 

ayern,daus reuktionärste land in dieser beziehung ist. 
Für den katholischen Kultus sind ” 1/4 Willionen 

ranken eingesetzt, wvon rung 7 „illionen für Besol- 

ungen der Geistlichkeit dienen. “eine iierren,auf der 
anderen Seite fließen 1/11 aller Steuerein nee in den 
unergründlichen Sack der Katholischen Kirche ‚der nicht 
voll wird und außerdem noch der Betrag aus dem Bußget 
des Saargebietes zur Zezahlung der Gehälter. 'nd weil 
das ncch nicht genug war,hat man in rerfi,ssenen Jahre, 
als man das Existenzeinimum zahlenmäßig e.höhte,,in der 


J$ X pwXZ 


Einkoumenbesteuerun »leich von »eiten der Geistlichkeit 
Sich dagegen zewehrt 'ın- gesagt: wir kcumen dann mit 
unseren Etat nicht :ns wir verlangen einen höheren 
“nteil noch für die Kirche. | - uegierung, 


die ja sc 

innige Verbindungen nit der „entrunsparteı hat, hat. 
sofort dem stattgegeben, und es erscheint schen £ ‚Jahre 
in Haushaltplan ein besanderer -0sten von 1 4 Du Fr, 
ür die heligionsgeneinschaften wegen angetlichen 
Lohnsteuerausfall. „eine jerren: seun Sie den ‚tat 
sehen,dunn finden Sie ‚da: xein „ohnsteuer«uslall vor- 
handen ist,sondern das segenteil ist einze‘rsten. 
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h neut 1 400 V00 
Heligionsgeneinschäften 

Sind noch eine 8 

-INle eingesetz N “uwendungen für das 
Distum Speyer,für dus & ri “ir wehren 
uns mit all dagegen,da an AUS 
allgemeinen Steuerwitteln Ger Arbeiterklasse des 


Ss ( - /rganisationen,die nur im Inte- 
resse des Kapitalismus 


(Zurufe der Kommunisten 5 
„ienste verrichten,auch noch so ausgiebig unter- h | 
stützt,ich muß sagen: Jaarg t großfüttert. Es | 
g1bt kein Dorf im Saargebiet wo heute nicht Kirchen 


ehr gut!) 





\Zuruf des Aabg. Kiefer: Bravo!) 


und es gibt kein Dorf im Saargebiet, wo die arbeiter 
"usreichende ‚ohnunp ben. So liegt die Politik 
eute kei der Zentrunspartei, Die, VoE Zentrum,wol- f 
1 Lerher koumen und die Verantwortung ji 
an dann geredet wird 
- Tüng,wenn man sich imuer 
‚Zum Schein in der Presse über | 
| l wan auch einmal der arbeiter- 
Schaft ganz offen Sagen,wie die Gehälter der Herren 
e] ch kann wich entsinnen,daf 
Seinerzeit der Herr Pfarrer “ilhsln hierher getreten N 
1St und eine Lohnforderung für die Geistlichen ver- I 
treten hat. 


tüner von der ho 
darüber beschwert 


SIY29T ayasıyd mubouags | Ba er en EL, 


(Lachen beim Zentruun!) 
vamals wurden sie besoldet in Gruppe XIV 
hat dieser Forde 


‚üule Kegierung 
fung sofort Stattgegeben und sie in 
Gruppe XVI eingereiht. 


(Zuruf der Kommunisten: Sie leisten gute 
tenste dafür!) | 


Wan Sieht, daß gerade in dieser Linie ein inniges | 
erhältnis zwischen Hegieruneskoumission und Zentruns- 
partei und schwarzer Polizei bestaht. 


(Zuruf des Aabe.baub: 


Und wenn wir Ferade diese Wißstände hier fegtstellen 
nüssen,dann rüssen wir auch einmal EENAU untersuchen Bun 
den besonderen Etat des lierrn Soßmann dos Winisders i 
<T Sentrumspartei ich muß Sagen ‚dus Winisters der 

gesamten bürgerlichen Parteien einschließlich der 

Sozialdemokratie, 


| } y POT 


Sehr riehtige!) 


(Lache 


n beim Zentrum) aemn 
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denn sie haben bisher in Genf ihre “Ustlumung gege- 
ben,daß Herr Koßmunn als inister hier in der Kegie- 
Tungskomumission arbeitet. Da stellen wir Test,dal 

ın ie em „tat 5 willionen Franken für „inderbeni t- 
telte und Notleidende in vergangenen Jah 


| | 1 vanre eingesetzt 
Ernesen Sind. In diesem Jahre ist diese Duume auf 
“Allionen Franken herabgesetzt woraen. Vielleicht 


ist der lierr Stastskoumissar nachher so f 


nicht mehr notwendig ist,statt 5 WÄllione 
4 „illionen einzusetzen. Aber das ist noch nicht 
einmal das Entscheidende. Yir wissen ja gar nicht, 
was mit diesen Geldern geschieht absolut nicht. ir 
haben keine Kontrolle darüber,wo die Gelder elgent- 
lich hinfließen. enn dann ın deuselben Etat als 
nterhaltungskosten für Fürsorge-und wwangserziehung 
1/2 illionen eingesetzt sind, so ist das eben- 
8lls eine Summe ,die wirklich in ein wärchenhuch 
ılneingehört. Denn soviel können wir feststellen, 
daß 6 1/2 lillion en Franken für die Fürsorge 
zöglinge des Saargebietes nie und nimmer ausgegeben 
wercen. Fir möchten einnsl Klarheit darüber Raken 
und Auskunft von Herrn “inister Koßmann. Er soll 


einmal hierhertreten, in das aus und dem Landesrat 
darüber Auskunft 


geben,was mit diesen 6 1/2 sillionen 
Franken geschieht. “Ar konnten in der Vergangenheit 
Schon sehr oft darauf hinweisen,wie die döglinge 
eS »saargebietes durch die jetzige Lrziehunesmethode 
Teradezu ZU Verbrechern erzögen werden. Ich Kann 
hnen versichern ‚neine llerren, wenn wir eine Statistik 
der sefängnisverwaltung hier hätten,dann müßten Sie 
2TausS ersehen,daß diese Behauptung unsererseits 
nicht zu krah aufgestellt ist. Und warum sind es 
gerade die “ürsorgezöglinge ‚die fast bis zu 90 % 
zu krininellen Verbrechern werden” anstatt dal man 
1eSse jungen Leute auch wirklich erziehen würde, 


(urufe der Kommunisten: Die Vorschule für 
das Zuchthaus!) 


bekoumen aafür die Bibel und die 
eitsche als Nahrungsmittel. Das sind die Zustände, 
ım allgeneinen gesehen,in den FUIBRePeSTEIenunge- 
stätten der herrschenden Klasse von heute. Ech selbst 
konnte mich in der seit meiner inhaf‘tierung im Ge- 
fänenis Lerchesflur davon überzeugen, wie gruß die 
anzahl der inhaftierten Kürsorgezöglimge ist. Und 
wenn Schon 6 1/2 iillsonen Franken hier im Etat 
verankert sind,dann müßten diese Gelder aber auch 
wirklich angewandt werden, um aus diesen jungen 
Wenschen brauchbare ‚lenschen zu erziehen nd in 


‚ınverständnis wit der Kommunistischen Fart#i eine 
bessere Gesellschaftsord 


nung zu erkämpfen. 


Nun 
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Nun möchte ich auch einige Feststellungen 
diesem Etat machen. Hier sind nämlich 155 000 Franken 
ur u endwohlfahrt eingesetzt, “uch hier haben wir 
einerlei Unterlagen daf | 
geschieht. Yir haben lediglich jr Daargebiet fest. 

estellt,daß die sogenannten liohlfah 
ei Verteilung ihrer wittel 
punkte der Io ausgehen,sondern daß diese 
Organısationen eweilig ihrer. olitischen 
nach die Unters Ützung en ewähren. So wi 


d nur dort 

: gebetet wird 
elterwohlfahrt 

| usgegeben hat,ja Keinen Koumunistischen 

Arbeiter zu unters tüt 


‘ 


\ Lachen) 


doch Test,daß diese „ohlfahrts- 
Organisationen ihre ittel zum Teil auch aus den 
Budget des Lendes | ir fordern hier, 
daß in Zukunft bei erteilung dieser „“ittel auch der 
Ommunistische Jugendverband herangezogen wird. Wenn 
Schon itte] eingesetzt sind für dle Jugendwohlfahrt 
es Saargebietes, dann müssen sie er auch so ver- 
teilt werden,daß alle Kreise dabei berücksichtj 
werden. 


et 
SR Der Etat der Erwerbslosen 1St_ nach meiner 
Meinung auch Cın ganz besonderes Kapitel. ber Herr 
Orredner hat 


Ja auch schon einige Forte dazu gesagt. 
ch muf schon SaBen,eS ist So: Wenn men die Summe 
026 1/2 Millionen Franken unrechnet oder umleet 
auf 4000 Erwerbslose pro Lionat des Saargebietes wo- 
vei ich bemerke,daß diese zahl sehr gering gegriffen 
ist, dann ersibt Sich pro Kopf an Unterstitzune für 
ie Erwerbslosen eın Betrag von 119 Franken im ulonat. 
Also ganze 1]9 Franken pro „lonat bekcunt ein Erwerbs- 
loser im Saargebiet und damit soll er mit seiner 
amilie leben können, | 


\Zurufe der Koumunisten: 4000 Erwerbslose 
haben nicht soviel wie ein «inister!) 
Richtig! 


Ich möchte aber dazu noch einige Anträge 
Stellen. Auch ist uleser untrag Tneegengen, den der 
Herr Vorredner schon behandelte. In a lgemeinen 
unterstützen wir 


diesen Antrag. fir legen aber außer- 
em Einen Antrag vor,der & 


auch die praktische Handhabe 
zıbt, um die #orderung der Erwerbslosen durchführen 
zu können. Mer Antrag lautet: 

"Der Landesrat möge beschließen: ie Negie- 
Tungskonmission wird ersucht, die Bezüse | 
der Erwerbslosenfürsor e rückwirkend 3: ’ 
l.Uktober des Jahres un 50 zu erhöhen. 

Darüber hinaus sind den Seweinden unver- 

Züglich die längst versprochenen „ittel 

zur Durchführung der produktiven Erwerts- 
Osenfürsorge zuzuweisen. 
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Die im Etat eingesetzte Summe von 6 1/2 ı\ül- 
lionen Franken für Erwerbslosenfürsorge ist auf 
20 Millionen zu erhöhen. 


Wir sind der Auffassung,daß dieser Antrag _um so be- 
rechtigter ist,als ja nun das sogenannte Fest der 
Liebe vor der Tür steht,und ich Zlaube,daß deshalb 
auch die bürgerlichen Parteien sich unbedingt in 
dieser Linie für die Erwerbslosen einsetzen müßten. 
Ich betone ausdrücklich: müßten! Zu diesem Kapitel 
der Erwerbslosen muß natürlich festgestellt werden: 
Es ist ein schreiendes Unrecht,wenn auf_der anderen 
Deite im Verlauf dieses Etatsjahres viele iüillionen 
zur Erhöhung der oberen Beamtengehälter hinausgewor- 
fen wurden. Die Gehaltsnachzahlungen haben nach unse- 
rer Berechnung ergeben,daß 80 % der aufgewandten wittel 
in die Taschen der oberen Beamten flossen. Und es ist 
auch deshalb zu verstehen,wenn die Negierungskommission 
sich hier weigert,Auskunft zu ee auf unsere Anfrage, 
aus welchem Grunde sie beim Völkerbund eine Erhöhung 
der Bezüge für die wünister angefordert hat. Mit der 
allgemeinen Feld-,Wald- und iesenerklärung,die der 
Herr Staatskommissar gegeben hat,können wir uns in 
dieser Hinsicht absolut nicht einverstanden erklären. 
Abschließend zun Etat muß noch festge- 

stellt werden,daß auch der Etat der Bisenbahn uns 
sonderbar berührt,wenn auf der einen seite 107 Willi- 
onen Franken für die Beamten zu Besoldungszwecken ein- 
gesetzt sind,und auf der anderen »eite für die Ange- 
stellten und Arbeiter nur 33 Willionen. Wir haben auch 
darüber Auskunft von der ne nk Ber date verlangt, 
um feststellen zu können,wie die Verteilung dieser 
Gelder vor sich geht. ‘ 

rim Anschluß zu dieser Kritik des ktats 
haben wir eine ganze Heihe von Anträgen vorgelegt. 
Die Anträge umfassen einerseits Forderungen in Steuer- 
licher Hinsicht ‚andererseits Forderungen für die Er- 
werbslosen,die ich schon hier en habe. Wir 
haben u.a. einen äÄntrag eingebracht,der die leder- 
einführung der besonderen Gewerbesteuer beantragt. 
Es wird Ihnen bekannt sein,daß die besondere Gewerbe- 
steuer seinerzeit hier abgebaut wurde,als man das 
jetzige steuersystem eingeführt hat. #s wird aber 
nicht allgemein bekannt sein,was die besondere Gewer- 
besteuer eigentlich für das Saargebiet bedeutet hat. 
Die besondere Gewerbesteuer war nur ein Gesetz für 
dıe Kommunen. Auf Grund dieses Gesetzes hatten die 
Kommunen das Recht,die Großbetriebe in ihrem Bereiche 
zu einer besonderen ee heranzuziehen. Ins- 
besondere sind darunter Ben, ie Bergwerksver- 
waltung und die übrigen Großbetriebe. Unser Antrag 
dazu hat folgenden Wortlaut: 


Der 
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| " Der Landesrat möge beschließen: 
Die Kegierungskoumission wird ersucht ‚baldigst 
eine Gesetzesrorlage zur wiedereinführung der 
besonderen Gewerbesteuer vorzulegen. 

Die Miedereinführung dieses Gesetzes soll 

den Gemeinden des »aar Ehia ton dıe Wöglichkeit 

eben, die Gruben und Großbetriebe selbständig 

urch Sesteuerung zu erfassen. Die Ferderung 
ist un so berechtigter,als selbst bürgerliche 
Verwaltungsbeante mehrfäch nachgewiesen haben, 
daß die Großindustrie und Grubenverwaltung nur 
noch einen Bruchteil derjenigen Steuern zahlen, 
wie in der Vorkriegszeit,während umgekehrt die 
Lohn-und Gehaltssteuerpflichtigen und die Klein- 
gewerbetreibenden bis zu 300 % höher belastet 
sind,wie in der Vorkriegszeit.' 


Vorsitzender: Herr Keinhard,ich darf vielleicht darauf 
verweisen: wir haben die säutlichen Anträge den ein- 
zelnen Witgliedern und der Presse zugestellt; sie 
sind alsc bekannt. Ich möchte im allgemeinen darauf 
aufmerksam machen,daß sich dabei schließlich nicht 
vermeiden läßt,die Anträge besonders zu verlesen. 
Ich stelle das nur anhein. 


Abg.Reinhard(KP)fortfahrend: Ich bin schon der Auffassung, 
daß man bei den Anträgen auch gleichzeitig eine De- 
reg dazu geben muß,weil bei einer Keihe ven An- 

rägen vcn uns diese schriftliche Begründung nicht 
geesben ist. lir haben derselben Linie folgend,den 
emeinden unbedingt die notwendigen »teuermittel zu 


Beinen weiteren Antrag eingereicht,der folgen- 
en Äortlaut hat: 

" Der Landesrat möge beschließen: Die hegie- 
rungskowmission wird beauftragt,auf dem schnell- 
sten Wege ein Abkomn it der französischen 
Kegierung ‚herbeizuführen,um die Iranzösischen 
Kortenesserlschaften e iendel und Saar et lüosel 
zur »teuerleistung an die Bürgermeisterei Lud- 
'weiler zu verpflichten. 

Bekanntlich haben diese beiden Anhlenge- 
sellschaften das Ausbeutungsrecht desjenigen 
Teiles des Saarkohlenfeldes,das unter den 
Warndtäörfern liegt, von dem französischen 













N 


Staat im Binverständnis der Kegierungskomnls- 
sion erhalten. Außerdem hat die hegierungskou- 
mission auf dem Vernrdnungswege die im »aarge- 
biet geltenden Berggesetze für dieses Gebiet, 
das 2.2t. won der euztsiächen urenze aus ab- 
ebaut wird,in Kraft gesetzt,dagegen hat die 
egierung aber nichts unterncmmen,um diesen 
Gemeinden die zustehenden Steuern von den 
geförderten Kohlenmengen zu sichern. 


Weine 
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Meine Herren! Iian kann jetzt täglich gerade in 
dieser roBe Abhandlungen in allen Tageszeitungen lesen. 
Man kann überall feststellen,daß über die Unterdrückung 
und die wirtschaftliche Ausbeutung der “arndtdörfer 
Peaanner wird. “ir zeigen Ihnen mit unseren Antrag 
jer einen praktischen ileg,um diesen warndtdörfern, die 
nur aus Arbeitern bestehen,auch wenigstens die Steuer- 
mittel zufließen zu lassen,die ihnen unbedingt zustehen. 
Nach dem bestehenden Gesetz des »aargebietes oder viel- 
mehr Freußens,das hier im Saargebiet ja Gesetzeskraft 
hat,bekommen die Gemeinden nur dann see won 
Schachtöffnungen auf ihrem Grund und Boden vorhanden 
sind. liier beaarf es deshalb einer besonderen Kegelung, 
um die Gemeinden in den Besitz dieser Steuern zu 
bringen. !inzu kommt noch,daß darüber hinaus auch der 
Steueranteil an das Budget des Saargebietes von diesen 
Kohlengesellschaften zu zahlen ist. Ich habe einwand- 
freies „aterial vor mir liegen,nach welchem die geför- 
derte lonnenzahl andauernd im Steigen begriffen ist 
ein Deweis,daßb gerade die Irunzösischen ohlengesell- 
schaften dıe jetzige Situation ausnützen,um möglichst 
große Profite,ohne davon Steuern zahlen zu müssen, 
herauswirtschaften. 


| „ir haben außerdem zur Linkoumensteuer einige u 
Anträge vorgelegt. Die anträge bezwecken,das kxistenz- 1 
minimunm,das nn viel zu gering ist,zu erhöhen; sıe | 
bezwecken ferner,endlich die Pensions-und Unfallrenten 
von der Besteuerung freizulassen. 


" Der Landesrat möge beschließen: 
Die Besteuerung von Lohn und Gehalt, wie sie in 1 
der Einkommensteuergesetzgebung verankert Ist, 'n 
ist aufzuheben. 


| Das ist unser grundsätzlicher Äntrag 
lumer Schon gewesen). 


Bei Ablehnung dieses Antrages beantragen 
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wir: ? 
Die im $ 57 eingesetzten Zahlen betr. _die 
nerbungskosten um 10V %» zu erhöhen. Diese Er- 
höhung soll auch die Zahlen für die Fauilien- 
angehörigen umfassen. 





Weine Herren! Bei annahme dieses Antrages würde das 
Exıistenzminimum auf 9000 Franken für einen arbeiter 
sich belaufen. „enn bei zahlennäßiger Umrechnung das 
Lxistenzuinimum bei Übernahme des deutschen kesetzes 
T20V Franken gi würde und gleichzeitig berück- 
sichtigt werden muß,daß dieses Existenzuininum zweilel- 
los viel zu.niedrig ist, ist nach unserer auffassung 
die annahne unseres Antrages dasjenlge,was elniger- 
mafen die Gewähr geben würde,daß die Arusten der armen 
nicht auch noch von ihren liungergroschen »teuern zahlen 
müßten. außerdem beantragen wlIr: 


2 Proz 


Das 
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"Das im letzten Absatz des 3 57 eingesetzte 
Existenzminimum ist von lVVV auf 300V Franken zu 
erhöhen. _ 

In $ 5 absatz 2 sind außer der Kranken-, 
Aalters-und Invalidenversicherung auch die Bezüge 
aus Knappschaftsversicherungen und der Unfallrver- 
Sicherung einzusetzen. 

Im $ 7 sind die Abzüge wegen des Existenzmi- 
nimums ebenfalls um LOO % zu erhöhen." 


Diese nee sind eigentlich Ergänzungsanträge zu 
unserem ersten Antrage. 


" Bei der Verteilung der Einkommensteuer möge 
der Landesrat beschließen: Den Steueranteil für 
die Kultusgemeinden zu streichen und die gesamten 
Steuern den Gemeinden des »aargebietes zuzuweisen. 

Alle im Haushaltplan eingesetzten Zuwendungen 
an Kultusgemeinden sowie an das Bistum »peyer und 
Trier ng zu streichen." 


Der Landesrat nöge beschließen: Die Hegie- 
rungeskommission wird ersucht, die Besteuerung der 
französischen Bergwerksverwaltung endlich so zu 
erhöhen, daß die Gemeinden in die Lage versetzt 
werden können,ihre kulturellen und sozialen 
aufgaben durchzuführen. Zu diesem Zwecke muß außer- 


dem eine anderweitige Verteilung der Grubensteuer 
durchgeführt werden. 


Der Landesrat möge beschließen: Der von der 
Kegierungskoumission außer Kraft gesetzte 3 59 
der Koumunalabgabenordnung ist wieder einzusetzen, 
um damit die Verteilung der Steuern zwischen In- 


dustrie und Landgemeinden zu ermöglichen." 


Wie aus diesem letzten Antrag zu ersehen ist, 
ist dieser Antrag ebenfalls ein Srgänzungsantrag zu der 
Forderung auf anderweitige Verteilung der eingehenden 
es ttel. Die füedereinführung dieses Faragraphen 
oder die Einführung des 3 53 des ee Neichsabga- 
bengesetzes ist die einzige liandhabe ‚um im Saargebiet 
den Ärbeitergemeinden,den sogenannten Landgemeinden, 
die notwendigen Steuermittel zu geben,um ıhre sozialen 
und kulturellen Einrichtungen aus-und aufbauen zu können. 
Wir glauben deshalb,besonders darauf hinweisen zu müssen, 
daß gerade in dieser Linie unbedingt etwas getan werden 
muß. Die Steuern,die im vaargebiet aufgebracht werden, 
müssen unbedingt auch wieder der ee 
des Saargebietes zugeführt werden. lir wissen aber,daß 
sowohl die heutige HKegierung, wie auch ihre Vertreter, 
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die bürgerlichen Parteien der imperialistischen 9 
taaten und auch des ee diese unsere hor- N 
derung nicht akzeptieren können. Sie stehen auf dem 


Boden der heutigen Gesellschuftsordnun ‚sie müssen 
also die Interessen der herrschenden Klasse gegen 
die Interessen der unterdrückten Klasse vertreten. 
Das alles zwingt uns als Konmunisten,unentwegt un- 
seren Kumpf auch mit außerparlamenterischen .itteln 
zur Durchsetzung auch dieser Forderungen,die iu 
nteresse der werktätigen Linie liegen, fortzuführen. 


(Bravo-Rufe der Koumunisten!) 


Vorsitzender: Die Äußerungen „frech und zynisch",die der lerr 
Abgeordnete Keinhard in seinen Ausführungen gegen die 


Regierungskomission gebraucht hat,nuß ich zurück- 
weisen. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Staatskommissar Kuchenbe 


Staatskommissar Kuchenbecker: ileine Herren! Der lerr Abge- 
ordnete Reinhard 18t in seiner Rede vorhin welt 
über das Maß des Zulässigen hinaus 


Ä 5 des Zul: sgegangen. Ich 
muß seine Vorwürfe,die er der ke 


cker! 


a mes sonnission 
gemacht hat,sowohl der Form wie 3° 


: em alt nach, 
Des unangebracht und unbegründet Zurückweisen. 
s e 


und die ‚inrichtungen der Keglerung,. E 

sagt worden, daß die Jegierung die Gelder zum 

Nachteil | aft_verschleudere und daß 
rchen aus öffentlichen ( 


eldern gebaut werden. 
gegen kann ich sagen,daß die Kirchen aus dem 


aufonds zu kirchlichen Zwecken und aus freiwil- 
ligen Seitzägen ebaut werden. Im Budget sind 
nur l80 000 Franken als Beihilfen für Kirchen 
und Pfarrhausbauten vorgesehen. Damit können 


2e noch nicht einmal eine kleinbürgerliche jich- 


nung bauen. en 
Was die Ausführungen gegen den Kichter- 
stand anlangt,möchte ich betonen, daß der Kichter- 
Stand des Saargebietes nach meiner Kenntnis der 
Verhältnisse, Stets bemüht ist, seine Urteile 
unparteiisch zu fällen. 


(Lachen bei den Koumunisten) 
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arsitzender: Das Wert hat Herr Abgeordneter Lieser! 


g. Lieser (SP): uleine Herren! Nur ein “ort zu der Er- 


klärung des Zentruns. Unsere Herchposten von Ger 
Koumunistischen Partei scheinen schlecht gehorcht 
zu haben. „ir stehen nicht an, zu erklären, daß 
wir grundsätzlich mit einer gemeinsamen Erklärung 
einverstanden sind dart, wo wir 3elegenheit haben 
 altzuwirken,deß die Erklärung in unserem »inne 
ausfällt. Nur das eine ‚ort zu der Erklärung des 
dentruns. 

ich möchte keine große heise unternehnen, 
sondern gleich eingehen auf das, was das Saarge- 
hiet und seinen Haushalt betrifft. Ver Haushalt- 
plan des naargebietes ist jetzt erst herausgegeben 
werden. Dab bei der hegierungskemwissian zwei 
Sltzungen notwendig waren,beweist, daß auch sie 
selbst ihre Serge at hatte. Ver haushaltplan is 
wieder ohne \ütwirkung der Bevölkerung aufgestellt 
worden. “ir müssen deshalb erneut fordern,daß cer 
Landesrat auf den iiaushalt Einfluß bekommt. .„.ätte 
der Landesrat daran nitgewirkt,so wäre er in män- 
cher Position anders ausgefallen. \enigstens wäre 
in den einzelnen Positionen „ehr Klarheit. Der 
naushalt schließt in Linnahne und Ausgabe ab mit 
#00 „allionen Franken. Jas ist pro Kopf der ve- 
völkerung des »aargebietes 66V) Kranken. bus ist 
zunächst ein zeichen,dai wir es mit einer recht 
teuren Geschichte zu tun haben. Gegen das Vorjahr 
ist ein «ehr von rund 52 willionen Franken oder 
rund IS » festgestellt. aus den einzelnen Positionen 
ist zu ersehen,daß nur 5 Positionen wit wehrein- 
nahen zu verzeichnen sind,und Zwar Forstverwaltung, 
ülrekte-und indirekte »teuer,uölle, Fost-una \ele- 
graphenverwaltung. bLazu können wir auch hier fest- 
stellen ,dai der haushalt etwas frisiert ist. lu 
der Fosition 


all 





finden wir die vierte hate für den Fostauntsneubau 
in »aarbrücken mit 6 willionen Franken eingesetzt. 
Nach unserer weinung gehört diese Summe in die 
Position !ostverwaltung,sodaß auch dort kein üÜber- 
schuß oder der Überschuß nit 470 Franken tatsäch- 
lich nicht vorhanden ist, sondern daß auch die Fcost- 
verwaltung ein Defizit von 6 \illionen minus 
47V Franken hat. | 1 

bei den übrigbleibendeh Fositionen sehen 
wir im { 

torsttetat, 


daß die iiehreinnähmen gegenüber den Vorjahre ab- 
enommen haben. „an findet dort höhere zusgaben, 
trotziem die Älagen der \aldarbeiter und halcarbei- 
terinnen über schlechte bezahlung nicht verstunnen 
wollen. Lin Vergleich über die Liche der Arbeiter- 
löhne gegenüber dem Vorjahre ist nicht möglich, 
well 
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weil diese Suunmen mit anderen versteckt und nicht 
ausreschieden sind. 


“as die einselnen Positionen der negie- 


rungskomulssion betriift, so sehen wir, daß im »uar- 
gebiet ein recht teurer Verwaltungsapparat vorhanden 


1st. kun kann sehr schlecht verstehen,dak da,wo das 
Bestreben vorhanden ist,zugunsten der deutschen und 
der ausländischen Unternehner den Lohn der arbeiter 
und das Gehalt der kleiien Beanten und angestellten 
jumer wieder niedrig zu halten, üie itgelieder der 
hegierungskounission, die dieses bestreben unter- 
stützen, nach einer „eitungsmeldung hingehen und 
eine Mehaltserhöhung von HU % fordern. Ja muß man 
sich fragen, ist bei den wünistergehältern keine 
ltücksicht zu nehnen auf die Lage der Industrie ‚wie 
uns das immer so schön gesagt wirdT Sind in der 
‚Industrie für die hyhen Beamten aerartige Gehälter 
maßgebend,so wäre das ein Deweis,daß dort gespart 
werden könnte zugunsten der arbeiter. Diese Absicht 
zu Sparen muß auch auf die Kegierungskommission 
übertragen werden. Deshalb wenden wir uns dagegen, 
daß die Winistergehälter in der angedeuteten unge- 
wOhnlichen „eise erhöht werden sollen. 


(uruf des abg.heib: 180 OVO wark bekommt der 
Direktor bein Stahlwerksverband. ) 


Dazu kommen 14 willionen Franken wehrausgaben der 
sentralverwaltung. 


Auch hier sind wir der «einung, daß durch eine Ver- 
einfachung mehr gespart werden könnte. Der Versuch 
hierzu wird scheinbar unternouwuen, und Zwar In 
Titel 17 ,autodienst. Dort wurde aer »etrag von 
578 UV Franken auf 5U3 UV) Franken verringert. 
Aber immerhin wird noch eine halbe “illion für cen 


Autodienst ausgegenen, eine Dwume, Gie mit der vIeLı- 


gepriesenen »parsankeit, die ällercings für andere 
reist wird, nicht gut in Linklang zu bringen 
st. 


Bei der Position 
Verwaltung aes Innern 


finden wir die Verwaltungskosten des üchnungsbau- 
verbandes mit 116 UV) Franken. iiach außen hin hat 
man so das Gefühl, als wäre dieser „ohnunesbaurver- 
band schon sanft entschlumnert ‚wenigstens merkt 
man von seiner lätigkeit nach außen hin nichts,und 
dabei wäre dort gerade eine lebhafte latigkeit be- 
gründet. „aber sie sehen aus dem „aushaltplan,dab 
er noch lebt, und wir fordern,daß im interesse der 
Beseitigung des "ohnungselends mehr geschieht, ,als 
 wıe es gaher der Fall gewesen ist. Zu all den teu- 
eren und kostspielisen »achen koumt der ungeheure 
Polizeiapparat. Is sind ZU Killionen Ausgaben 
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zu verzeichnen oder pro Kopf der Bevölkerung 27 I'ran- 
ken. weine lierren! Das muß den anschein erwecken,auls 
ob an der Saar ein böses und robustes Völkchen wohne. 
Es ist jedoch nicht so. Das Volk un der Saar ist 
friedlich, senugsan, ja, nan kunn sagen #eduldig. Ls 
ist nicht wahr, dal zur aufrechterhaltung «der huhe 
und Ordnung ein aufwand von ZU „illionen l'ranken er- 
forderlich wäre. Der kolossale Apparat dient lediglich 
dazu, die Arbeitermussen in ihrem Kaupf um eine „es- 
ne hunE gegen das Unternehnertun- ob deutsch oder 
ausländisch- in Schach zu halten. 


bei der 
Justizverwaltung 


wünschen wir auch eine Verbesserung des »Strulanstalts- 
wesens und vor allen Dingen iüchter, die sich der 
neuen seit anpassen können,hüichter wit einer republi- 
kanischen Gesinnung. 


‚ur Position 9% wuß man iuwer wieder cie 
Verwunderung aussprechen über die Zusauuensetzung: 
Wissenschaft ‚Xunst, Volksbildung und katholischer 
Kultus. Dann folet in der nächsten Position protestun- 
tischer und israelitischer Aultus. Warum legt man 
nicht katholischer, protestantischer und israelitischer 
Kultus zu einer Position zusammen” 


( Heiterkeit) 


“ill man dabei den Zinäruck erwecken,meine Herren 
vom Zentrum,als sei »issenschaft,Kunst und Volksbil- 
aung nur auf Seiten des katholischen Kultus zu finden. 


(Zuruf aus dem zentrum: “ir haben es ja nicht 
gewucht!) 
Wan hört aber auch kein \ort aer Kritik von Ihrer 
nelte. | 

(Heiterkeit) 


Ist es nicht Absicht oder eine Verbeugung vor dem 
„entrum,den katholischen Kultus mit Ger Volksschule 
zu verbinden,oder ist vielleicht die Absicht maßge- 
bend gewesen,susgabeposten im Interesse des katoli- 
schen Kultus verschleiert im Ltat unterzubringen?! 


(zuruf aus dem Zentrum: ıierwegen brauchen 
Die keine angst zu haben! 


Vielleicht sind Sie da nicht richtig unterrichtet. 
Ist es vielleicht nicht »bsicht gewesen,die Volks- 
schulen in Zusammenhang zu bringen wit der Position 
ouer hat man üie Sache geteilt, un nach außen hin 
den oft häßlichen koniessionellen Kaupf zu dokunen- 
tieren? Irgendwelche Gründe müssen hier eine rolle 
gespielt haben. .ährend für den katholischen Kultus 
die „iehrausgaben um 54 UVVD Franken gestiegen Sıno, 
gehen die vom protestantischen Aultus un 33 UV 
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Franken zurück, jedoch werden gewaltige Ausgaben für 
den gesauten Kultus gewacht,während allgeseine Volks- 
bildung notleicet. | 


(Zurufe der Kowmunisten: Sehr gut!) 


Auch finden wir hier eine Verschleierung des liaushaltes, 
denn in der Position 31 steht ein Posten nit 1 400 DVD 
Franken für Zuschüsse an Kirchengeueinden für den aus- 
fall an Steuern. auch diese Summe gehört zum Aufwand 
des Kultus. iwian macht es jedenfalls mit der Absicht, 

um andere Ziffern aufmarschieren lassen zu können, un 

zu beweisen, daß die Ausgaben für «en katholischen 
Kultus nicht so hoch sind. leiter finden wir Beträge 

mit 254 VO) Franken für den französischen und protestan- 
tischen Kultus. was gehen uns die französischen Geist- 
lichen im Saargebiet an ? wir haben genug Geistliche 
hier und brauchen in Frunkreich keine Hilde zu suchen. 
Es wird hier Geld von Deutschen aufgebracht und zu 
Unrecht an französische Geistliche bezahlt. \ir for- 
dern hier unbedingte Streichung dieser 4iffer. 


or gr re . 


(Zuruf der Kommunisten: Die französischen Geist- 
lichen wollen uns weiß „achen, Gaß der franzö- 
sische Himmel schöner ist als uer deutsche.) 


Ebenso finden wir bei der Position 
ilochbauverwaltung 


ZUV UVV Franken zur Unterbringung der Dahnschutztruppen. 

„ir protestieren gegen diese Ausgaben, denn diese Dahn- 
schutztruppen liegen iu Interesse der alliierten und 

anz Beslers in Interesse des französischen Staats 
ier im Saargebiet. „ögen uiese auch für cie Unterhal- 

tung der Bahnschutztruppen die Kosten tragen. 


Zu der Position 





sind die Löhne von 572 000 auf 433 VUV Franken zurück- 
gegangen. Entweder ist hier weniger Arbeit geleistet 
worden oder aber sind niedrigere Löhne gezahlt worden. 
Das Letztere wird wohl zutreffen. Ich üöchte auf die 
Erfahrungen hinweisen, Gie wir gemacht haben in einen | 
alleemeinen Lohnabbau,den man durchgeführt hat. Ls wäre 
in son Falle gut, wenn sich unsere Arbeiter wit _ | 
unseren Winistern solidarisch erklären würden, um damit . 
für sie auch eine Lohnerhöhung zu erreichen. 


(Zuruf: Die haben es nicht notwendig!) 
Diese Lohnerhöhung ist ebenso notwensig, wie die der 
“inister. eg | | 
kußerden sin«a die Beihilfen an Kulturbau- 
unternchuunren von 55V UUU Franken auf ZU) UUy Franken 
herubgesetzt worden. ilier möchte Ich wir die Frage | 


erlauben 


er meer 
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erlauben, wer bekount diese veihilfen, und waruu ist : 
diese Beihilfe so beträchtlich herabgesetzt worden? N 


Auch bei der 


Straßenbauverwaltung 


wünschen wir eine gleichnäßigere Verteilung der zu- | 
Schüsse an die einzelnen Gemeinden,Bezirke und Kreise. | 
Viele Kilometer Stra.enlängeen werden als nicht ver- 
kehrswichtig bezeichnet und die wuschüsse an die dabei 
betroffenen Bezirke und Gemeinden verringert. 


weine Herren! Unter 


Arbeitswesen 


finden wir die Arbeitskauner. Nach außen hin merkt man 
sehr mie von der lätigkeit dieser Arbeitskaumer und 
auch die Regieruneskoumission legt vielleickt keinen 
so großen ilert auf die Arbeitskammer,denn nun kann 

nicht verstehen,wie die Kegierung die ausgaben von 

78 Franken auf 64 000 Franken herabsetzen kann. 





Bei der nächsten Position 


Doziäalversicherun 


muß festgestellt werden, daß die Kosten in der Haupt- 
Sache von der deutschen nepublik getragen werden. 

er Betrag von 12 willionen Franken is egen dem Vor- 
genre Ger gleiche geblieben,obwohl nach der neueren 

Be amrune er um lU % höher sein müßte und auch da 
wıeder die Frage,warum erscheint dieser Betra nicht? 
Auffallend an dieser Position ist die große Steigerung 
in der Vergütung für aie te zwar für 
die auszahlung .; henten von <42 auf 485 VVD Franken 
und für den Verkauf der Invaliden-und Angestellten- 
versicherungsuwarken von 167 OU Franken auf 339 VUVU 
Franken. „eine Herren! Es hat den Aanschein,als wollte 
man damit den Dalles bei der Postverwaltung abwenden. 


duebouors voyzn4q4oas 47 


Bei der Position 17 | 


Hauptwohlfahrtsamt 


ıst auffallend, daß der Betrag für wirtschaftlich. | 
Minderbemittelte und Notleidende von 5 000 000 auf RN 
4 000 000 gekürzt worden ist. Soll das vielleicht be- | 
weisen, daß im Saargebiet in dieser Hinsicht alles in 

Tdnung ist ? Auch wünschen wir bei der ae 

Sorge und Unterstützung der Jugendvereine,daß die 
freie Richtung mehr wie bisher bedacht wird. Bei 
der Ariegsbeschäcigten-und Kriegshinterbliebenenfür- 
‚sorge ist ebenfalls zu konstatieren,daß das keich 

mit 63 500 000 Franken den Löwenanteil der ganzen 
Position trägt. 6; 
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Bei der Position 
Ü amt 


erlaube ich mir die Frage,warum die beauten des berg- | 
amtes immer beurläubte,höhere Beamte von Frankreich e. 
sein müssen“ .enn es schon einmal keine deutschen i 
Beamten sein Sollen, dann fordern wir, daß wenigstens 
neutrale,uusländische Beamten, die an dem Saarberebau 
nicht direkt interessiert sind, genommen werden. 


zu Position | 
| 
direkte Steuer 


ist zu bemängeln, daß sich die Umsatzsteuer in dieser 
Fosition befindet. Die Umsatzsteuer ist eine ausge- 
sprochene indirekte und keine direkte Steuer. Dadurch 
wırd jedenfalls der Anschein erweckt, daß Jie üirekte 
Besteuerung schärfer ist als die indirekte. Den Be- 
trag von 57 iüillionen Franken an Umsatzsteuer soll man 
an den Flatz setzen,wohin er gehört,dann erst ist ein 
klares Bild möglich. | | 
Bei dieser Gelegenheit verlangen wir aufs 
neue die Besteuerung der \ünistergehälter. Ls geht j 
nicht an, daß man den kleinen ann bis zum Außersten | 
besteuert ‚während die „inister wit ihren großen Ge- 
hältern nichts zur \iohlfahrt des Saargebietes bel- 
tragen. Um die kleinen Einkommen zu_schonen, verlangen 
wir Erhöhung der Freigrenze in der Einkommenbesteue- “ 
rung und ich verweise auf die von meiner Fartei ge- 
stellten Anträge. Wie drückend die indirekte sSteuer- 4 
last wirkt und wie man beabsichtigt, die Großen zu j 
schonen ,bereisen zZ 





Jiffern in der indirekten üteuer 
und zwar bei der \ein-und suckersteuer. Die steuer 
für kein ist von 1,5 „ällionen auf 8U0 UV Franken 
herabgesetzt und die Zuckersteuer ist von 7, auf 

willionen gestiegen. Die :ieinsteuer ist last um ; 
50 ; ermäßigt ‚während die Zuckersteuer etwa 15 » mehr 
einbringen soll. „it dieser Erhöhung der suckersteuer 
werden ei. armen Arbeiterkinder und ärmere Bevölkerung | 
am schwersten betroffen. 1 
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Neu ist im Haushaltplan die Position, 
Luftverkehrswesen. 4 


Meine Herren, wenn es auch iu Interesse des Fort- 4 
schritts liegt, so wird das Luftverkehrswesen für das 
Saargebiet ein teueres Vergnügen werden. ES Sind 
"1/2 Million Franken dafür ausgeworfen. 
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Bei der Position 
Zölle 
wäre es interessant zu erfahren, ob es richtig ist, 
Ja 
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ist, daß 30 % der Zölle als Ersteheungskosten wieder 
aufgehen. Eine Ausscheidung hierüber ist iu Haushalt 
nicht erfclet. 


Den Betrag von & „äillionen Franken für 
den Fostneubau habe ich schon beuängelt,ebenso die 1,4 
“illionen zusicherungen an Kirchengemeinuen. Ich wöch- 
te die Frage stellen,warun im Jaushalt die Linnahmne- 
ziffern der zinsen ult 7 „üllionen gegenüber den Vor- 
jahre die gleichen geblieben sind” Bei den vermehrten 
„innahnen wär das ein Deweis,daß das Kapital nicht 
richtig angelegt war. außerdeu stehen wir auf dex 
Standpunkt ‚dab solche Ausgaben wie Fostautsneubau nicht 
aus laufenden witteln gedeckt, sondern solch große 
AU Inch soll man auf dem Anleihewege - auf längere 
delt verteilt - decken. 


N! Die »aareisenbahn stellt auch im dies- 
jährigen Haushalt des Daargebietes wieder das »schuer- 
zenskind dar. Üährend sich Jie kinnahmen verringert 
haben, sind die Ausgaben gestiegen, sodaß der zuschuß 
ee? 1927 mit 2 867 UuyV Franken jetzt 6 44l UV) 
eträgt. Dieser Zuschuß ist notwendig geworden, trotz- 
dem im !iaushalt festgestellt werden kann,daß die 
Löhne und Gehälter zurückgegangen sind. lienn auch er- 
neut durch Abschaffung der 4.«agenklasse eine stärkere 
Belastung der armen Bevölkerung eingetreten ist,gegen 
die wir protestieren,so wira die Hentabilität der »aar- 
bahnen nie zu erreichen sein. Jer Apparat muß 
teuer sein und die Bevölkerung nu ale Kosten tragen, 
solange die Eisenbahn. in ihrer heutigen unwirtschaft- 
lichen Form bestehen bleibt. | 


Bei der Position 
Postverwaltung 


kenn nach unserer lleinung von einem Überschuß von 
470 Franken nicht die Hece sein. Nehmen wir hier üle 
Kosten für den Neubau mit 5 «illionen Frenken herein, 
dann haben wir dieselben Erfahrungen festgestellt 
wie bei der Eisenbahn. 


um Schluß protestieren wir auch noch 
egen das Vorgehen der Hegierungskoumission,da sıe 
je Kündigung der Staatsangestellten vergenommen hat. 
Die Angestellten brauchen Erhöhung der Gehälter und 
wir fordern die Regierungskomwission auf, die lNeube- 
soldung der ingestellten unverzüglich durchzuführen. 
Außerdem stellen wir den Antrag,den Erwerbslosen Jetzt 
vor „eihnachten einen angemessenen Detrag als „elh- 
nachtsgabe zur Auszahlung zu bringen. Dieser Antrag 
lautet: | N re 
" Der Landesrat möge beschließen, cie negie- 
runeskonmission zu ersuchen, an die ‚unterstützungs- 
berechtigten Erwerbslosen aus Wwitteln der brwerbs- 
losenfürsorge in der uoche vor „eihnachten einen 
angemessenen Betrag als Weihnachtsgabe neben der, 
normalen Unterstützung in Auszahlung zu bringen. 


Meine 
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' Weine lerren! Ich habe dauit im ahnen der ılög- 
lichkeit die Stellungnahme meiner Fartei en kennzsiohust 
und verweise auf die von uns bereits schon früher ze- 
stellten und heute vorliegenden Anträge. 


Bravo-Kufe der Sozialdemokraten. ) 
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Vorsitzender: Jas ;iort hat Herr Abgeordneter Schuelzer! f 


abg.Schmelzer(DSV): weine lerren! Lie Herren Vorredner 
haben den Etat der hegierungskoumission schon so N 
sehr zerpflückt,daß ich nich außerordentlich kurz i 
fassen kann. &s ist schade un die ılühe,die darauf E° 
verwendet wird; die Zeit ist eigentlich viel zu 
kostbar,um sie für ein derartig undankbares Ge- 
schäft zu verwenden. Die Forderungen, die aufge- 
stellt worden sind, sind zum Teil rorderungen des | 
esauten Landesrutes, so z.B. die Forderung,daß | 
er iiaushaltplan dem Landesrat zur Begutachtung 
vorgelegt werden soll, und daß die nechnungsab- 
schlüsse für 1926 und 1927 uns enälich vorgelegt 
werden ‚ um zu konsta tieren, was wit unseren 
Steuergeld gemacht wird. Die Finanzpolitik der 
Kegierungskoumission haben wir ebensosehr verur- 
teilt, wie alle anderen Parteien und Fraktionen; 
auch wir weisen darauf hin, daß gewmsse Dinge nicht 
aus laufenden witteln, sondern aus anleiheuitteln. 
erlecigt werden sollen. Und wenn selbst die Steuern 
dacurch nicht gesenkt werden könnten,dann wäre es 
zum mindesten möglich gewesen, die \ünsche der " 
Beamten und der Staatsarbeiter nach besseren Ge- I 
hältern und Löhnen zu erfüllen. Ich habe, wie ge- 
sagt, nur sehr wenig den Forderungen der Vorredner | 
hinzuzufügen. Linige Punkte möchte ich nir erlau- 
ben,nochnäls hervorzuheben, unü besonders diejeül- | 
gen, dıe noch nicht erwähnt sind, hinzuzufügen. | 





Bei dem btat der Polizeiverwaltung wöch- ) 
ten wir bitten,daß die Überste Polizelverwaltung- 
es trifft wohl kaum den Poliseicirektor,der ist | 
wohl kaum dafür verantwortlich zu nachen - endlich R 
ihre einfältigen »cherze unterläßt, die sie sich | 
2.5. geleistet hat bei dem Verbieten eines Fackel- \ 
zuges beim Lichtfest. Die deutschnationale Volks- 
partei hat einen antrag eingebracht wegen eines 
anderen FYackelzuges; der deutschnationale nedaer 
wird diesen Aantrag begrünaen. Das sind unseres br- 
achtens, wie gesagt, einfältige ocherze,uit denen N 
man endlich Schluß machen sollte. 


In dem ehe nd 15t eine ausgabe ein- 3 
gesetzt von |72_ UV Franken Iür ule hiesige Kunst- ) 
ewerbeschule. Die Saarbrücker zeitung hat vor 2 | 


agen einen umfangreichen artikel uber ülese Kunst- 
gewerbeschule gebracht,der Ihnen ja wohl bekannt 

sein wird. »S ist darin ausgeführt - wir Stiumen 

dem zu -, daß die binrichtung einer derartigen 

Anstalt in einen Gebiet mit vorwiegen«a inaustriel- | 
ler Bevölkerung, einer Bevölkerung, die gar nicht Ei 
‚die Kaufkraft hat, nun die Dinge zu kaufen,cdie her- H 
gestellt werden von so ausgebildeten „ienschen, eine % 

erflüssigkeit war,nur geboren aus deu bedanken | 

der Abtrennung vom kieich. „an könnte vielleicht 
mit einer liandbewegung über die angelegenheit hin- | 
weggchen, obwohl die 172 000 ranken sich ın dem ' 


rn 
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nächsten Jahr wahrscheinlich um ein Bedeutendes | 
vermehren 
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vermehren,denn die Kunstgewerbeschule soll ein eige- k) 
nes liaus bekommen. Das kostet eine Ummenge Geld! «an 
könnte vielleicht mit einer landbewegung darüber 
hinweggehen, venn einen nicht die armen wenschen 
dauern würden, die Jahr für Jahr angeblich dort | 
ausgebildet werden. Sie werden angereist wit allen | 
„atteln, Cie Schule zu besuchen. Es wird nicht ‚wie 
das bei anderen Schulen gewacht wird,gepruft, ob 
der Aufzunehmende nun über die nötige lähigkeit | 
verfügt. \ 


( zum Prasidenten gewandt: Ich bin sehr kurz! 
Präsident: es ist etwas anderes. 
Abg.öchuelzer: In lU „inuten ist uie Sache 5 
abgetan!) | 


Die angeblich dort Ausgebildeten finden nachher beim 
Verlassen der Anstalt keine Stelle ‚weil ihre zeug- 
nisse wertlos sind. Ls wird ein Aunstproletariat 
herangezüchtet,das einen, wie gesagt, wirklich leid 
tun kann. 





(Zuruf des Äbg.Daub: Kunstproletariat?) "4 


= 
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Ja, Herr Jaub, das gibt’s,leider. Sie wissen das | 
noch nicht. 


( Lachen) 


Wit welchen tteln da gearbeitet wird,dazu möge f 
folgendes dienen: Nach der aussage eines ausgeschie- } 
denen Lehrers hat der Schulleiter sich folgenden E 
Ausspruch geleistet: , Das Zeichnen nach dem weib- ’# 
lichen Aktmodell wirkt für den Desuch der Abenükurse “ 
anreizend; es ist eine gute geschäftliche waınahue. | 
Also das künstlerische Unternehmen wird hier herab- | 
gewürdigt zu einem Amüsierbetrieb. Das trifft nicht ! 
nur den Leiter der schule, sondern die Vorwürfe trei- j 
fen auch die Schulabteilung, besonders den lierrn kol- N 
ling,dem diese Dinge ganz genau bekannt sınd. „an 1 
soll endlich Schluß machen,soll nicht die ungeheuren 
„ittel für ein neues laus aufwenden. bs ist ein I 
dırekter vetrug an denjenigen, die man mit den | 
schlimmsten rteln in die Schule hineinzieht,ohne ' 
ihnen später eine Beschäftigung bieten zu können. 

| 

| 


| Der Forderung des abgeorüneten Decker. 
den fakultativen französischen Unterricht fortiallen 
zu lassen, stiumen wir ebenfalls zu. “ir sind ver 


wWelnung, daß dus Geld nur hinausgeworien wirüa. 


| FE puwogr 


wit dem Herrn Reinhard befinde ich nich | 
sehr selten in Übereinstiumung; aber nit seinem Ge- ii 
danken, dal: die Kegierungskoamission zur Förderung | 
des Völkerbundsgedankens in Suargebiet viel bessere | 
Nepe gehen könnte, als sie es bisher getan hat,bin '# 
ich durchaus einig. | 


(Zuruf von der Linken: Schade,daß er nicht, 
da ist !) 
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Ich lege keinen “ert darauf, daß er das hört, ich | 
reiße mich nicht um seine Anerkennung! A 


r 
1 


(Zuruf des abß. \iei3: 1 reißen uns auch nicht 
r 


un Ihre Anerkennung! 
Keißen Sie sich nicht um meine anerkennung! 


(Zuruf des Aabg.Daub: Sie gehören auch zum Kunst- 
proletariat! 


Also nochmals, die 50 OV0 Franken für Förderung des 
Vöolkerbundsgedankens, darin bin ich wit lierrn Kein- 
hard einig, sind weggeworfenes Geld. Die Aegicrungs- 
kommission hätte andere „ittel in der and, ich weine 
nicht geläliche wüttel, um den Völkerbundsgedanken 
hier zu pflegen und ihm zur anerkennung zu verhelfen. 


Die Kosten für 


Unterbrinsung der vahnschu 





hat üerr Becker schon erwähnt, wir sind der gleichen 
Weinung wie das 4entrun. 





Für gie 
Straßenbauverwaltung 


wird Qie Deutschnationale Volkspartei cınen antrug 
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bringen um besseren Ausbau der Straßen im „urnat. N 
Ich will das nicht vorweg nehmen, sie hat den Äntrag [| 
einecreicht, was wir gebührend berücksichtigen. WU 
Bin !.ort möchte ich noch sagen, wie der M 
Sprecher des zentruns,über die il 
Landwirtschaft des »aargebictes. Ei 


Ihr scht es im Saargebiet noch schlechter wie iu 
Reiche. Es ist wirklich notwendig, daß zu Gunsten 
der Landwirtschaft, trotz des scheinbar hohen Ltats, 
etwas mehr getan wırd. Insbesondere verlangt die 
Landwirtschäft eine Förderung des Ausbaucs der wilch- 
höfe, eine Förderung der wilchwirtschaft uberhaupt. 

ch glaube, es wird ja etwas geschehen ( ich habe 
etwas derartiges gelösen), es wäre gut,wenn die 

gierungskonmission sich an den „laßnahwen beteili- 
gen würde.. 


ya PwoZ 


Dei der 


Post 





haben wir zum erstennal etwas Erfreuliches zu ver- 
zeichnen,nänlich daß Einnahuuen und »usgaben sich, 


wenigstens nach dem Etatsvoranschlag ausgleichen. 
Ob das wirklich der Fall sein wird,ist ja zweilel- 
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( Zuruf des abg.Hoffmann: Die Gehaltserhöhungen 
wercen auch im haushalt von Post und Lisenbahn 
noch kommen! 


Es ist wenigstens der Versuch gemacht, Ausgaben und 
Einnahmen auszugleichen. 


zu dem 
Etat der Öffentlichen Arbeiten 


wäre noch aulerorcentlich viel zu sagen; wir verzich- 
ten vorläufig darauf, und zwar im ılinblick darauf,daß 
der lierr \ünister für Uffentliche arbeiten, v. Lhrn- 
rooth, ja erst ungefähr 3/4 Jahr hier ist, und er 
vielleicht noch nicht die Gelegenheit gehabt hat - er 
muß sich ja selbstverständlich einarbeiten-,alles das 
auszumerzen, was in seiner abteilung noch unerfreulich 
ist. “ir hoffen,daß es in allernächster zeit geschieht. 


Die 
Vberpreisprüfungskouni ssion 


steht noch im Etat mit einer Ausgabe von rund 27 UUU 
Franken, davon allein 26 JUUV Franken fur “eisen. Das 
Ist ganz erstaunlich. ks ist weines „rachtens ein Un- 
Ging, daß ein derartiges Institut noch besteht in ei- 
ner 4eit, wo aoch der eine Geschaftsuaann den andera 
zu unterbieten versucht. Ls kann gar keine hece mehr 
davon Sein, daß die Preise übersetzt werden, im Gegen- 
teil, sie werden heruntergesetzt. 


Dann ist auf Seite 5l ein Posten für 


Ausbil und Fortbildung von Lehrkräften 
Sr Berulsschulen 


von 75 00V Franken eingesetzt. Es ist wir nicht ganz 
klar, für was dieser Betrag ausgeworfen wird. Sollte 
er dazu dienen, den Gewerbelehrern ihre Ausbildung, 
im \eiche zu vervollkommnen,so könnten rir uns damit 
einverstanden erklären. 


Bei den 


Etat der bäauverwaltun 





hätte ich noch folgendes nachzutragen. .ir haben sel- 
nerzeit den Rare gestellt, rechtzeitig „üttel_ zur 
Verfügung zu stellen, und zwar so frühzeitig,daß der 
Beginn der Bauten nicht etwa erst in der uochsalson 
erfolgen kann, sondern schon im Frühjahr. „ısaer war 
es melst so, daß die äufträge der öffentlichen und 
immer erst dann kanen, wenn das Baugewerbe anıtten ın 
der llochsaison bereits durch Privataufträge überlastet 
ar. Der untrag bezweckt die zweckmäßige Verteilung . 
der öffentlichen arbeiten auf das ganze Jahr. Ich Aube 


seinerzeit 
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Ich habe seinerzeit den Antrag ausführlich begründet. 

bs ist genau noch so, wie es Früher war! Ist das Bau- 
ewerbe über und über beschäftiegt,dann komut auch noch 
ie Hegierungskoumission und läßt ihre Aufträge aus- 

führen. üenn es aber überall an Aufträgen mengelt, 

dann hat die Kegierung auch keine zu vergeben. FE 
Ich möchte an den lierrn Staatskommissur von it 

hier aus noch einmal die dringende Bitte richten -und 1 

ich glaube, ich befinde nich > im binklang mit allen | 

übrigen Parteien - bei der Kegierungskommission dafür 

zu sorgen, daß die Bauarbeiter auch im inter beschäf- 

tigt werden und nicht nur in der v»aison. 





Bei dem Kapitel 
ürsorgeerziehung ne 


ist der hohe Betrag,der dafür ausgegeben wird,auf- 
fullend. Es sind insgesant nahezu 6 1/2 willionen 
Franken. Im Jahre 1925 betrug die Zahl der Fürsorge- 
zöglinge 235, sie dürfte 1925 kaum 3UV erreicht haben. 
enn man berücksichtigt,daß dieser Betrug von 6 1/2 
“illionen Franken sich ungefähr uuf 3U0 Zöglingen ver- 
teilt, komut man zu der ansicht, daß da etwas nicht 
stimmen kann bei der Fürsorgeanstalt in Homburg. Es 
kann unso weniger Stimmen, als die Klagen aus Hand- 
werkerkreisen über die Fürsorgeanstalt nicht verstun- 
men wollen. Es wäre zweckmäßig, wenn einwal nachge- 
sehen würde, warum diese ungeheure hohe Dumme ausge- 
worfen werden muß. “ir waren alle der „leinung,daß es 
ein Unding war, diese Anstalt in lionburg zu errichten. 
us wäre zweckmäßiger so geblieben wie es war,duß die 
Fürsorgezöglinge den deutschen Anstalten übermwissen 
würden. Aber die Errichtung der Anstalt war mit ein 
Teil der Äbtrennungsbestrebungen des Saargebietes 

vom Reich. Ist es nicht ein krasses wißverhältnis 

zu den Ausgaben für Handel und Gewerbe, wenn an die 
beiden Anstalten allein 140 O0V Franken zur Ausbil- 
dung der Fürsorgezöglinge in einem jäandwerk gegeben 
Mi Ken während zur Förderung von ilandel und Gewerbe 
nur 169 000 Franken ausgeworlien werden. 
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weiter haben wir verschiedene anträge ein- 
gereicht, die ich gleich hiermit erwähnen kann. Ven 1 
Anträg über Steuererleichterungen für schwerbeschä- 
digte wird der lierr Diehl begründen. | | 
a Wir haben einen Antrag eingereicht betrei- 
en | 


die ‚iohnungesfrage. if 


Trotzdem sie wehrheit des Landesrates der weilnung war, 
daß das Gesetz über dus «ohnungswesen er wercen 
müsse,hat die Kegierungskommission bisher von unseren 
Gutachten kainerlei Gebrauch gemacht. „enn man dem 
Grund nachgeht - sie selbst gibt keinen Grund an-,so 
findet man, daß die “egierungskoumission durchblicken 
läßt, daß die Anderung mit Rücksicht auf die minder- 
benittelte Schicht der Bevölkerung nicht eintreten 


7Vv 
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könne. ir haben aber Anträge gestellt, die derart 
waren, dal sie die ninderbeuittelte Bevölkerung 
nicht getroffen hätten. Es bleibt nur die eine Ver- 
mutung übrig, dal: Gie Kegierungskoumission deshalb 
an dem Gesetz über das hohnungswesen keine Anderung 
‚vornimmt, weil bei dem jetzt Eee tehanian Gesetz den 
iranzösischen Beamten gute .ohnungen zu billigen 
Gelde gesichert sind. 


“ir verlangen noch einmal nachdrücklichst 
mit Unterstreichung unserer schriftlichen Eingabe, 
auf die wir keinen richtigen Bescheid bekoumen haben, 
daß die Kegierungskommission in Kürze eine neue Vor- 
lage mit entsprechenden EOEHGRRE EUnGOR einbringt,ocder 
wenn die fiegierung auf ihren alten Vorschlag bestehen 
bleibt, eine Berücksichtigung des Gutachtens der .lehr- 
heit des Landesrates. 


„ir haben auch schon wiederholt die sprache 
darauf gebracht, daß nach wie vor der Zustand besteht, 
daß die Hegierungssgelder vorzugsweise bei tranzösi- 
schen Banken angelegt werden. "ir haben bei einer 
diesbezüglichen Besprechung in Landesrat nachgewiesen, 
daß an dem Stichteg 225 willionen Franken bei franzö- 
sischen und 3 ‚üllionen bei deutschen Banken angelegt 
waren. Nach dieser Kichtung ist aber nichts geschehen; 
wir haben einen besonderen Antrag eingereicht, auf den 
aber auch nichts geschehen ist. Wir haben Anträge ein- 
gereicht, die eine Ermäßigung der Umsatzsteuer und 
eine Jeform der Gewerbesteuer erstreben. Desgleichen 
haben wir einen Antrag eingebracht, der eine beschleu- 
nıgte Aufstellung des Sanierungsprogramns in St.Ungbert 
inet a damit der jetzige 'Schwebezustand beseitig 
wird. 


| Weine Herren! ir haben vielleicht heute 
morgen alle wieder einmal ‚Wasser in ein »ieb gefüllt”, 
denn Gie Hegierungskommission,die die Gewalt hat,macht 
sich wenig aus dem, was hier gesagt wird. Vielleicht 
haben wi: aber doch das Anstandsgefühl des einen oder 
anderen der Herren Kegierungskommissare berührt ;viel- 
leicht trägt das doch dazu Be daß sich der eine oder 
andere bewogen fühlt,etwes von diesen Unrecht abzu- 
bröckeln,das der Saarbevölkerung zugefügt wird. Es | 
Sind keine angenehmen Geschäfte, die wir hier betrei- 
ben, aber wir müssen sie betreiben. Und wir fühlen 

uns immer noch wohler in der Rolle, die wir zu _ 
een haben, als die Kegierungskommission sich in 
ihrer Rolle fühlen mag, in der Kolle des Nutznießers 
eines Kapitalunrechtes, das auf dem Betruge von Ver- 
sailles aufzebaut ist. \iir hoffen,daß auf unsere Keden 
wenigstens etwas kleines geschieht zum iohle der Be- 
völkerung. Ist das nicht der Fall, so haben wir doch 
die Pflicht, immer wieder auf die Schäden und ıiß- 
stände hinzuweisen, und, meine Jerren, wir werden 
auch einmal das Ende dieser Gewaltherrschaft erleben, 
dieses Betruges,gemischt mit einem Schuß Hanswurstig- 
keit. uir werden hoffentlich di= Zeit noch erleben, 

wo diese Sache hinter uns liegt. Denn durch kommen 

wir doch, kommen wir doch! 


( Bravo -. Rufe !) 
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Vorsitzender: soweit die Ausführungen des Herrn Schmelzer 
angrilie gegen die hegierung enthalten,muß ich sie 
zurückweisen. 


2, ae erteile dem Herrn Abgeordneten Keichard 
a5 Wort. 


Abg.Reichard (Dnt.VF): Meine Herren ! Es ist das Los der 
| letzten Etatredner,daß sie nach stundenlanger De- 
batte zu einer mehr nder weniger ermüdeten Zuhörer- 
schaft sprechen,daß sie im “esentlichen sich auf 
Wiederholungen beschränken müssen und ihnen nichts 
weiter übrig bleibt,als eine kleine Nachlese zu 
halten. In dieser Sıtuation befinde ich mich und 
kann mich daher kurz fassen. _ 
Ich lege zunächst iert darauf ,festzu- 
stellen,daß bei unserer Kommissionsberatung,die 
wir vor etwa einer \ioche gehabt haben,in Überein- 
stimmung mit den Vertretern der Sozialdemokratischen 
Partei ‚beschlossen worden ist,eine Erklärung zu 
verfassen,die sich auf unseren unsch besteht möe- 
lichst bald mit unseren Vaterland wieder vereint 
zu werden. Wir haben gehört,daß die Sozialdemokra- 
tische Partei sich solidarisch damit erklärt hat 
und wir würden es begrüßen,wenn auch einmal die 
Kommunistische Partei sich zu der Größe des Gedan- 
kens durchringen könnte ‚zusammen mit den übrigen 
rarteien diese Erklärung zu unterschreiben. 
h Weine Herren! Die vaterländische Idee, 
der Gedanke der inneren und äußeren Verbundenheit 
mit der Heimat,ist etwas fundamentales im Leben 
der „enschen und Nationen,etwas,das an erster 
Stelle steht,etwas Großes und lleiliges,ein Wonent 
von sittlicher Tiefe, und wir alle werden uns doch 
em gewiß nicht nachsagen lassen,dab dieser grose 
edanke bei uns keine Geltung habe; auch Sie,meine 
Herren, (zu den Kommunisten Baenet) werden doch 
auch gute Deutsche sein wollen. 
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(Zuruf des Abg.Keinhard: Das ist ja alles 
Schmus,was Sie uns da vormachen! 


Nein, das ist kein Schmus,wie Sie behaupten ‚sondern 
es ist ein Appell an Ihr vaterländisches Gefühl ,und 
es ist durchaus berechtigt und angebracht ‚hier im 
Landesrat von der natesalen ihre zu reden. 

Meine Herren,ich gehe dazu üter,auszu- 
sprechen,daß es von unserer weite anerkannt werden 
muß,daß die NRegierungskommission in letzter Zeit 
das Bestreben zeigt,in eine nähere Fühlung mit len 
Landesrat zu kommen, Wir haben vor einigen lagen 
eine Basertedube schabt mit den Herren Vertretern 
der Regierung über die Frage,welche liege einzu- 
schlagen sind,um unsere wirtschaftlichen verhält- 
nisse zu bessern. Es ist besonders über die l'rage 
einer kräftigen Hilfe durch eine große Anleihe für 
die Saarwirtschaft gesprochen worden. Es ist das 
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erste Wal,daß diese engere Fühlungnahue in einer 
‚besonders wichtigen Lebensfrage genommen wurde..ir 
können diesen Schritt nur anerkennen und dankbar 
begrüßen. .„leine Herren,wenn ich gesagt habe ‚wir 
wollen anerkennen,daß uns die MELBENNE in dieser 
else entgegenkommt,so darf uns das auf der anderen 
Deite nicht hindern,im Interesse der gesamten liirt- 
schaft und unserer Bevölkerung Kritik an waßnahmen 
zu üben,denen wir nicht zustimmen können. Ich meine, 
wir haben allen Grund uns gegen die geplante Erhöhung 
der Gehälter der „litglieder 5; negierung zu wenden. 
Die Gehälter sollen um ein Bedeutendes erhöht werden. 
Es macht keinen günstigen Lindruck,wenn man etwas 
derartiges unternimmt in einer Zeit des wirtschaft- 
lichen Niederganges und in einer Zeit,wo es den 
sozial schwer ringenden Arbeiterschichten und bean- 
tenkategorien außerordentlich schwer wird,auch nur 
den notwendigsten Bedarf zum Leben aufzubringen. Da 
ist man denn doch unwillkürlich versucht, diese bei- 
den Dinge nebeneinander zu stellen und witeinander 
zu vergleichen. Auf der einen Seite ein verzweifel- 
ter Kampf der unteren »chichten um -ine einiger- 
maße tragfähige Basis der Existenz und auf der 
anderen »eite Forderungen auf ürhöhung von Gehäl- 
vern der höheren Beamten,deren Bezüge nach billigen 
Ermessen bereits reichlich genug dotiert sind. Das 
muß einmal offen essprochen werden. 


“as die Besetzung der freigewerdenen Füch- 
terstellen am Obersten Gerichtshof in Saarlouis an- 
eht,so müssen wir entschieden wünschen und fordern 
daß der Grundsatz befolgt und festgehalten werde ‚daß 
nur durch deutsche Mchter deutsches Kecht gesprochen 
wird. bs liegt mir selbstverständlich fern,den Willen 
der hichter von nichtdeutscher lierkunft zurobjekti- 
ven Hechtsprechung anzuzweifeln. Aber es fehlt ihnen 
die innere ılesensverbundenheit mit dem deutschen 
Volke. Die allgemeinen fundamentalen sittlichen 
Kechtserundlagen werden gewiß überall in der ielt 
im Großen und Ganzen die gleichen sein. Irotzdem ist 
es für die Rechtsprechung und für das Gefühl des 
Vertrauens der Bevölkerung zu denen, die Hecht zu 
sprechen haben,von höchster Bedeutung,daß die Kechts- 
angelegenheiten des Volkes in den lländen von itichtern 
liegen,die gleichen Stammes nit der Bevölkerung,ver- 
traut mit ihrer art und Sitte,ihren Anschauungen 
und kigentünlichkeiten, und nicht zuletzt mit deu 
bedeutsamen Ausdrucksmitts} ihres geistigen Lebens 
ihrer „luttersprache (ustande sind,die Wentalität 
des Volkes zu verstehen und demgenäß die Hecht- 
sprechung nicht nur er ee auszuüben, SOn- 
dern sie vor Allem auch volkspsychologisch zu unter- 
bauen. Daß aber land=und wesensfremde kichter bei 
allem guten Willen diese elementare Vcraussetzung 
und diese ungeheuer wichtige IR Ber BENDE zu ihren 
Berufe mitbringen,muf mit Fug und Kecht bezwei- 


felt werden. Darum sträubt sich das einfache Hechts- 

empfinden gegen die Jurisdiktion durch fremde Füch- 

ter. “ir verlangen nit allem Mashäruck,ünb dLoSea 
efü 
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Gefühl Bes eaung getragen wird und daß dementsprechend 
die freiwerdenden Stellen am Öbersten Gerichtshof 
in Saarlouis nur mit deutschen Richtern besetzt | 
werden. | | 

| ir müssen weiter verlangen,daß das Bearn- 
tenrecht wieder BAU tel ht wırd und daß es möglich 
1St,auf dem geordneten Rechtswege die Ansprüche der 

eamten geltend zu machen. \iir wissen, daß hier der 
Kompe tenzkonflikts-Gerichtshof geschaffen worden 
1St. Dieser Kompetenzkonfliktsgerichtshof hat in \ 
letzter Zeit wieder einmal entschieden,daß der Bean- | 
te gebunden ist an das in unseren Lande eingeführte 
„ohledsgericht ‚und daß er darüber hinaus keinen 
Anspruch hat,seine Weinung hinsichtlich seiner Ge- 
altsansprüche auf dem Rechtswege geltend zu machen. 
as widerspricht dem Hechtsempfinden des Staats- 
bürgers. Wir verlangen,daß der Beamte das Recht hat, 
sein Gehalt einzuklagen. 


— “er a 


(Zuruf der Kommunisten: Die Kichter können 
das ja machen! 


£S ist nicht wahr,daß die Richter allein geklagt 
aben. Andere Beamtenkätegorien haben es auch Abos 
Die Herren haben weiter garnichts getan,als daß 

sıe nachdem alles nichts half und alle anderen lege 
erfolglos beschritten waren,schließlich notgedrungen 
das letzte gesetzliche ıittel versucht haben,auf dem 
ne ven Hechtswege von dem preußischen Staat 

ie &rfüllung seiner Zusagen zu emirken. Eines ilan- 
nes ort muß gehalten werden. Die Richter haben 
vollständig Recht gehabt ‚wenn sie schließlich diesen 4 
leg einschlugen aa das Recht ist ihnen ja nun auch 
zugesprochen worden. 
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as die Kündigung der Staatsangestellten 
angeht,so ist hier ja schon alles gesagt worden. 
“ir sind vollständi£ mit den anderen Srektionen i 
einig,daß hier eine grobe BepRIn Las bhrung vorliegt, " 
daß eine gerechte Regelung stattfinden muß und die 
Bezüge so zu erhöhen sind,daß die Leute menschen- 
‚würdig leben können. 
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betrifft,so betone ıich,daß dieselbe unbedingt gesenkt 


— 


weraen mußb,weil gerade diese Steuern in erster Linie ff 
die arbeitenden Volksschichten treffen. bs muß immer u 
wieder darauf hingewiesen werden,daß die französische | 
Grubenverwaltung ihre Verpflichtungen zu erfüllen 

und die Steuern abzuführen hat,deren Betrag unserer ni 
saarländischen jirtschaft zu ihrer Gesundung so ri 
bitter fehlt. W 


(Zuruf des abg.Keinhard: Hermann Köchling > 
aber auch !) | "fi 


Herr 
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Herr Hermann Köchling wird Ihnen vielleicht selbst 
darauf antworten. 


(unverständlicher Zwischenruf des Abge.Keinhard) 


(Zuruf des Abgeordneten Köchling: Sehen Sie ein- 
mal,herr einhard, ich war in dem Falle Advokat 
für die Bergleute! 


(Zuruf des Abg.lieiß: Ja, Sie haben die Löhne 
age] 


(Zuruf des Abe Röchling: Nein, das habe ich 
nicht, Sie haben die Sache nıcht verstanden, 
Sie müssen wieder in die Schule Zee!) 


Abg.Reichard (Dnt.VP)fortfahrend: Meine Herren! Nachdem die 


erzliche Zwiesprache beendet ist,kann ich ja fort- 
fahren. 


( Heiterkeit) 


Wir wollen und müssen verlangen,daß uns seitens der. 
Regierung nicht nur die Haushaltvoranschläge vorge- 

legt rn sondern vor allem die Ist-liaushaltpläne 
dem Landesrat zugehen. iiir haben erst einen Etat von 
1925,wir wollen aber auch den Haushaltplan von 1926 

und besonders von 1927 haben,damit wir einnal sehen 

Können,wohin die Einnahuen geflossen sind. 

Zum 
Straßenbau-Etat 
müssen wir insbesondere fordern,daß das Jarndtgebiet 


in dem iuaße PERIEHNERELET WIRG ‚wie es das notwendig 
hat und zu fordern berechtigt ist. 
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( Abg.veiß: Aber nicht mit Kaffeekränzchen 
und Kuchen und _ der Höchling’schen üerks- 
kapelle dazu. Den armen Wann vom arndt 
steckt man in die Bergkapelle.) 


ılenn man sieht,daß das Straßengebiet des Warndtgebie- 
tes so außerordentlich ee nei st ıst,dann konnt 
man ganz unwillkürlich auf den Gedanken,daß eine 
gewisse lendenz vorliegt,daß man vielleicht den 
derndtgebiet bei “«zedervereinigung mit dem Keiche 
sagt: ,tkure sStraßen sind schlecht; gut ‚wenn ihr zu 
uns kommt,dann bauen wir euch die Straßen." 

"Wan merkt die Absicht und man wird verstimmt." 


FIR Ha 


Bezüglich des | 
Etats der Landwirtschaft 


schließe ich mich dem an,was bereits gesagt worden 


ist. Die Landwirtschaft leidet außerordentlieh lot. 
Wir wissen Alle,daß die Landwirtschaft der Nährboden 


unserer. 
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Nährboden unserer Volksexistenz und unserer Wirtschaft 

überhaupt ist. Es muß riel mehr getun werden für die 

ana uakart und wir unterbreiten in dieser Hinsicht 

mit PRBPEE Eu. Nashäfnck der Hegierung unsere !\ünsche. 
er die 


iohnungspolitik 


der PERLOFUNG ist genügend gesprochen worden. Es ist 
das alte traurige Kapitel. dir wissen,wie es hier 

eht. .ir protestieren dagegen,daß 25 % der Ireiwer- 
denaen wohnungen immer noch der Kegierung für ihre 
Beamten zur Verfügung gestellt werden. 


| Dann möchte ich noch darauf zurückkommen, 
daß die Kegierung den Fackelzug zu Ehren eines 

70 jährigen Bürgers unserer Stadt verboten hat mit 
der Begründung,die Sache sei feuersefährlich. Herr 
Schmelzer hat diese \aßnahme bereits in das richtige 
Licht gerückt. Es blamiert sich schließlich jeder | 
SO gut er kann. Da ist der alte ilann in Burbäch,lherr | 
Otto Meyer. Ich rade. nicht von seiner politischen | 
KZinstellung,durch die er mir nahesteht,,Sondern ich 

rede davon,daß es sich bei ihm um einen warmherzigen 
enschen handelt,um einen Nunn,der in jahrzehntes 
langer selbstloser Tätigkeit sich um die öffentliche 
äohlfahrt hochverdient Zemacht hat und das Vertrauen 
der gesamten Bevölkerung besitzt. Dem llanne hätte 

die Hegierung wahrhaftig seinen Fackelzug gönnen sollen. 





\Zuruf des Abg.Daub: Sie dürfen das Brett nicht 
vergessen!) ErEgunE mit der Hand nach der 
linken Brustseite). 
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(Zuruf des Abg.lieiß: Dafür ist er ja auch Führer 
der Feuerwehr! 


Das Verbot verdient so tief gehangen zu werien,daß 
es. jeder sieht. 


| Ich will wich in meinen Ausführungen auf 
das besagte beschränken und hoffe,Ihre Zeit der 
Aufmerksankeit nicht. allzu lange in Anspruch genou- 
men zu haben. 


Vorsitzender: Das \iort hat Herr abg.Backes ! 


Abg.Backes (Chr.SP): .leine Herren! Zu der üesolution der - 
dentrunsfraktinn habe ich folgendes zu erklären: | 
on mir ist niemand beuuftragt worden,diese Kesolu- “ 
tion als gemeinsame Kesolution vorzubringen. i 


Vorsitzender: Über diese Sache ist in der Fraktionsführer= \ 
esprechung verhandelt worden. Von Herrn Abgeord- N) 
neten Levacher wurde der Vorschlag gemacht ‚eine ki 
gemeinsame Irklärung abzugeben,dem niemand außer \ 

Herrn Reinhard widersprochen hat. 
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Vorsitzender: Das \icrt hat Herr Abgeordneter Petri! 
Abg.Fetri(SP): Meine Herren! Die Sache ist doch die ,daß 
in der ersten Fraktionsführer-Bes rechung sänt- 
liche Parteien ihr anliegen Toreabracht haben. 
Ich erklärte damals in Vertretung unseres Frak- 
tionsvorsitzenden Iloffmann,daß ich keiner Erklä- 
rung meine ee: geben könne,tevor ich nicht 
mit meiner Fraktion Rücksprache gehalten habe. 
Daraufhin wurde eine z 


sSprechung festgesetzt. 
Vorsitzender: 


weite Fraktionsführerbe- 


Das Voort hat Herr abgeordneter Keinharg! 


Abg.Reinhard (KP): Ich muß feststellen, daß sich die 
Fraktionsführerbes rechng so abgewickelt hat ‚wie 
sie der Herr Präsident geschildert hat. Es wurde 
vorgeschlagen von seiten der bürgerlichen Parteien, 
eıne gemeinsame Erklärung abzugeben und zwar von 
den bürgerlichen Färteien bis zu den Vozialdemo- 

raten. Dagegen habe ich nich zum Wort gemeldet 
und gesagt, daß ich nie und niumer einer solchen 
rklärung zustimmen werde . 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr abgeordneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann‘/SP): Ich stelle fest, daß in der 


zweiten 
raktionsführerbesprechung von dieser brklärung 
keine Hede gewesen ist. 


(Zuruf des Abg.Dr.Sender: )i 
textlich nizht brauchbar! ) 


Ich habe die Resolution gestern erst zugestellt 
ekommen und konnte an dem Inhalt derselben 
nichts ändern. In der Erklärung heißt es, die 
Zentrumspartei hat den Antrag eingebracht.‘ 
ch betone nochmals ‚wir haben grund- 
‚sätzlich keine Bedenken und vertreten ein und 
dieselbe einung,aber das Recht wollen wir haben, 


an der Foruulierung einer solchen Brklärung mit- 
zuwirken. 


e Erklärung ist 
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Vorsitzender: Das \\ort hat Herr Abgeordneter Backes! fi 


Abg.Backes (Chr.SP): weine lierren! \ienn ich dort in der 
Fraktionsführerbesprechung nicht widersprochen habe, 
so war ich der ansicht ,daß die aesolution nochmals 
vorgelest wird und daß man nachher noch einual da- 
rüber spricht. Ich konnte die iiesolution in Voraus 
nicht ablehnen oder zustiumen. 





\zuruf des Abg.Dr.Sender: Ganz unsere Auffassung) 


Im Prinzip sind wir damit einverstanden. Ich erkläre, i 
daß wir Deutsche sind und uns auch als solche be- 

trachten. Wir haben die Erklärung abzugeben, daß 

keine „ucht das hkecht hat,uns von Jeutschland zu 

trennen. Das Wort Vaterland" hätte lieber garnicht 
gebraucht werden sollen,denn mit diesem Wort ist f 
schon soviel Unfug getrieben worden,duß man es 

besser weggelassen hätte. Genau so 1st es mit der, 
„deutschen Treue" und ich glaube ,das sind nicht die 
reuesten,die es von sich behaupten. Gegen die 

Abtrennung des Saargebietes von Deutschland vro- i 

testieren wir,weil wir wirtschaftlich zu Deutsch- | 

land gehören und weil es einer fremden \lacht ge- 

lungen ist,ohne uns zu fragen,das »aargebiet von 

Deutschland loszutrennen. 


Er Dann habe ich noch eine Anfrage an die 
Hegierungskommission,die ich angekündigt habe, 


weshalb hat üle Kegierungskoumission auf 
die Intschließung einer au pheuber 1928 
zu Füttlingen stattgefundenen Versammlung 
der Sozialrentner betr.;rhöhung der steuer- 
freien Grenze (Anpassung an dıe deutschen 
wi und gänzliche Befreiung der k 
schaftlichen nente, bis 

Äntwort gegeben? 


Ich glaube ‚daß die hegierungskonmission,wenn sie 
ein wenig auf sıch Kalten will,soviel laktgefühl be- 
sitzen muß,auf Anfragen,die sie erhält,eine Antwort 
geben muß. 
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Zu dem laushaltplan will ich keine Aus- 
führungen mehr wachen ‚weil die ılerren Vorredner ; 
genügend darüber geredet haben, Joch möchte ich 4 
eine sache nicht unerwähnt lussen,und das ist,daß | © 
das Landjägerkorps nicht so stark zu sein braucht. 

„an kann dort etwas mehr sparen. »enn man zu dem 1 
Landjägerkorps noch den Bahnschutz und eine Anzahl Ä 
Polizisten zählt ‚dann könnte man mit diesen Aufge- 

bot halb Afrika ın Schach halten. Weines Erachtens 

ist das Landjägerkcrps in dieser Stärke nicht not- 
wendig und ich bin der „leinung,daf& man das Geld für 

bessere Zwecke verwenden solle. 
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Über den Bahnschutz mul ich noch ein paar Wor- 
te sagen. Ich glaube ,die Hegierungskoumission hat 
sich Im Jahre 1923 einen gründlichen Bären sufbinden 
‚ljassen,als die Notverordnung anläßlich des bDergar- 
beiterstreiks herauskam. Die Grubenverwaltung ist 

etäuscht worden von Leuten, die sie gefragt hat. 

ie hat sich auch den Fehler selbst zuzuschreiben 
wenn Sie belogen wurde. Die Ingerieure haben eine 
Anzahl Leute, die in guten Stellungen waren, bestellt 
und diese gelragt,warum sie Streiken würden. Die 
Leute, ,in ihrer Angst natürlich,um sich nicht unbe- 
liebt zu machen,haben Aussagen gemacht, die es der 
en niseion ermöglichen,eine solche Notrer- 
ordnung zu erlassen. Das kam nur durch diese Lügen- 
und wärchenverbreitung und deshalb ist heute noch 
der Bahnschutz da,der vcn der Kegierungskommissien 
als notwendig erachtet wird. Der’Bahnschutz kann 
fehlen,und wenn ihn die wilitärverwaltung brauchen 
sollte,dann soll sie ihn auch bezahlen und nicht 
die Bevö lkerung an der Saur. 


Ferner hat die Grubenverwaltung in den frühe- 
ren vahren 1922 - 1923 58 “ullionen an Steuern 
bezahlt und heute bezahlt sie nur 26 7U0 000. Das 
ist kaum mehr die Hälfte. Die änderen »oteuern sind 
erhöht worden,so z.B. die Loh nsteuer von 4 auf f % 
und die Grubensteuer hat man auf die Hälfte emäßigt. 
Das geht nicht an und cie Regierungskomnission mul 
dort eingreifen und versuchen, daß sie erreicht ‚daß 
die Grubenverwaltung ihre richtige Steuer bezahlt. 
Hinzu kommt ,daß dann,wenn die Grubenverwaltung ihre 
richtigen »teuern bezahlt,die Hegierungskommission 
Geld genug hat,unseren Anträgen stattzugeben. 


Dann 1 iegt ein Antrag von uns ver,dak Fütt-. 
lingen eine höhere Ürtsklasse erhält,denn kein ıensch 
kann behaupten,daß die Verhältnisse in Füttlingen 
billiger sind wie in einem anderen Urt. Dies müßte 
unbedingt geregelt werden,da das zugunsten der betr. 
Hentenempfänger ‚wie Kriegsinvraliden usw.notwendig 
ist. Wenn auch die iwiete in Füttlingen etwas ne, 
riger ist,so ist das darauf zurückzuführen ,daß in 
einem Wietshaus keine Badeeinrichtung wie hier in 
Saarbrücken vorhanden ist. Ich bitte alsc,meinenm 
Antrag stattzugeben,daß die Hegierungskoumission 
an die Berswerksdirektion herantritt,daßb diese mehr 
Steuern zahlt. Und wenn dann noch »teuern fehlen, 
soll man den Besitz belasten. ch zgiaube,deß die 
Arbeiterschaft und der besitz genug Steuern zahlen, 
dann kann auch der Besitz herangezogen werden. 


Vorsitzender; 
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Vorsitzender: Jus „ort hat lerr Steatskow.issar Kuchenbecker! 


Dtuatskoumissar Kuchenbecker: weine uerren! bs ist vorhin 
die frage ungeschnitten worden betreffend die 
Straßen iu Warndt. Ich hoffe,in der nächsten 
Sitzung Gelegenheit haben zu können,hierüber 
nähere Auskunft zu geben. Soviel ich weiß, sind 
erhebliche beträge auch für den Ausbau der karnit- 
Straßen ausgegeben worden und liegen keine Anträge 
von Gemeinden auf Beihilfen mehr vor. 


(Zuruf des Abg.Keinhard: Das stimmt nicht!) 


Was die Kesolution anlangt,so nehne ich 
an,daß ich darüber auch in der nächsten Sitzung 
nähere Auskunft geben kann. Im allgemeinen ist 
es nieht üblich,auf jede Kesolution,die in Steuer- 
fragen gefaßt wiırd,antwort zu geben. Ls wäre 
schwer für die Finanzdirektion,alle derartigen 
Anfragen zu beantworten. 





us ist weiter gewünscht worden,die Vor- | 
lage der Ist-liaushalte für 1926 und 1927. Nach 9 
meiner Kenntnis der Verhältnisse lieert die Nicht- 
vorlage lediglich daran,daß der Ist=Haushaltplan i 
Tür 1926 sich noch im Jruck befindet,und der für | 
1927 noch nicht abgeschlossen ist. Wie Sie wissen, 
dürfen nach Ablauf des Etatsjahres noch anwei- | 
sungen auf den alten Etat vorgenoumen werden für i 
4ahlungen,die während des alten Ltatsjahres fäl- 
lig geworden sind. Der Abschluß zieht sich daher ‘ 
in die Länge. Ich glaube ‚daß hierauf die Nichtvor- Bi 
lage des !St=iiaushalts zurückzuführen ist. 1 
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_ .„.„as den Fackelzug anlangt,sc möchte ich 
sagen,dab eine sciche Shrung selbstverständlich 
dem „uhliar- gegönnt worden wäre. uründe für der- 
artige pclizeiliche Waßnahuen liegen Lediglich | 
in verkehrspolizeilichen lücksichten. Es besteht A 
such die «Cglichkeit für alle Beteiligten,die | 
gesetzlich vorgesehenen Hechtsulttel zu ergreifen } 
und Zinspruch gegen die polizeiliche Verfügung 


Pr 
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einzulegen. 
Be | i | ee j 
Vorsitzender: Das Ünrt hat Herr Abgeoruneter Schnelzer! ‘4 


Abg.Schmelzer.DSV): Ich möchte nicht znißrerstanden werden. 
Ich habe vorhin nur die »traßen im arndt erwähnt, 
sber mit Kücksicht auf den deutschnaticnalen Hed- j 
ner mich weiter nicht darüber geäußert. Die Dinge n 
ijegen in üirklichkeit so,daß im allgemeinen der N 
StraLenausbau im »waärgebiet sehr gut ist. bs ist 
ein Aktivun der Verwaltung, vielleicht eines der 
wenigen,die wir feststellen können. äÄber im 
narndtgetiet läßt der Straßenaustau no-ca zu wün- 
schen übrig. 


‚crsi tzender; 
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Vorsitzender: Dus Hort hat 


Abe. Reinhard (kKP): lierr Stautskoumissar hat vorhin ange- 

führt,daß keina weiteren „itte] angelordert wur- 

en Zur urbauung von Straßen, und daß erhebliche 
Beträge bereits ausgegeben worden seien. Ich muß 
demgegenüber Teststel en,daß z.B. der Bau der 

rabe aurch die Dürgerueisterei Ludweiler bis 
zur Grenze lothringens,an der der Staat zur Hälf- 
te arte ist, wohl von Kreis und von der 
Dürgerneisterei Wwudweiler bezahlt wur 
übrige lälfte ‚und 


lierr abgeoruneter neinhäard! 


wurde,aber die 
0 zwar ungefähr 4 “Willionen Fran- 

ezahlt, d.h. der 
hat sie Orgeschossen, uber die Negierung 
hat bisher noch keinen (entimes bezahlt. Dies zur 
Kichtiestellung Zu sen Ausführungen des Herren 
taatskoumissars. 


Vorsitzender: Das dort hat Herr Sta 

Staatskoumi ssar Äuchenbeeker: Ich habe auch keine amtliche 
Erklärung in dieser Angelegenheit abgeben können, 
Ich nehme aber 


1 | en,daß ich es in der nächsten 
S»1tzung tun kann. 
Vorsitzender: Das 


“ort hat llerr abgeordneter Heichard! 


abg.Reichard (mt.VP): Es ist “nzuerkennen,daß im Straßen- 
ausbau viel schon geschehen ist ın Däargebiet, 
„a Nabe auch meine Aritik nur auf Straßen im 
"arndt bezogen. 


Vorsitzender: Das Wort hat lierr 


äbe. Gladelf2): Ich möchte erinnern an die Strecke 
| jetz, natürlich nur bis zur Grenze, und an 
Saarlouis-St.avold bis zur Grenze. Ich möchte 
ie maßgebenden Instanzen bitten, diese Straßen 
unter die Lupe zu nehuen und sie werden nicht 
feststellen Reg A sie sehr gut sind. 


Abgeorüneter Glädel! 


Daarlcuis- 
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Vorsitzender: Das \iert hat Herr abgeoräneter Schuell! 


Abe.schmoll(DWP): ileine sehr geehrten Herren! Ich stelle 
zunächst wit Bedauern,zun Teil auch ni* hrstäaunen 
fest,daßf die sozialdeuokratie sich von unserer 
kesolution entiernt hat,eine Kesoluiion,die wir 
Goch in den Koumissionssitzungen meiner nsicht 
nach recht eingehend besprochen haben. Ich möchte 
den Vertreter der Sozialdeuokratie daran erinnern, 
dab wir davon ausgingen,eine nesolution zu ver- 
fassen,wie sie im «athause in Daarbrücken,hier 
in diesem Saalc,am jage vorher lokunentiert wor- 
den ist,und daS wir diese Kesolution nur etwas 
kürzer fassen sollten. Ich erwähne das auscrück- 
lich weil ich danit beweisen will,wie eingehend 
wir über die Suche gesprochen haben, Dunn wurde 

er lierr Levacher beauftrußt die Fassung uieser 
sesolution festzulegen. Durauf sollte die hesolun- 
tion den Fraktionen zugehen. 


- 


\Zuruf des abg.Fetri: Ist sie au .iontag vor- 
gelegt worden?) 


In der nächsten Sitzung. 


‚2uruf des Vorsitzenden: Ja,sie ist au Wontag 
verteilt worden! 


Dann haben Sie sie übersehen. Und selbst,wenn 
sie Ihnen erst heute übergeben worden wäre oder | 
gestern,dann wäre immer noch Zeit genug gewesen, 4 
mıt den übricen Fraktionen Kühlung zu- nehmen und | 
entsprechende Anträge auf Abänderung zu stellen. u 

ch wuS feststellen, daß das Bild,das wir heute ' 
der Öffentlichkeit bieten,ein außerordentlich be- 4 
trübendes ist. 
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(Zuruf des abg.Becker: Sehr richtig!) 


sum Ltat selber nwöchte ich nich nur ganz 
kurz äußern. Die Wünsche des landesrates auf Vor- 
legung des Isthaushalts unterstreiche ich. „it | |; 
eineu solchen Ltat,wie er uns hier vorgelegt wurde, | 
kenn man gar nichts anfangen. Was nutzt wich das, | 
wenn ich geschätzte Zahlen auf der einen veite, # 
und geschätzte Zahlen auf der anderen Beite MIT- * # 
einanier vergleiche. Das ist ein onglieren wit Bi) 
Gahlen,das wenig uert hat. ‚Ich wundere wich, daß 1 
die egierungskounissicn uns keluen besseren tat 
vorlegt. auch plaube ich nicht,daß irgend ein Lund IB 
der »elt überhaupt einen solchen Ltut drucken ! 


EI Zu A 


würce,uus den nicht einnal hervorgeht ‚wie das Jahr 
vorher abgerechnet ist bezw. was es gekostet hut, 


: Dann will ich noch kurz üie Frage der 
Zölle streifen. Selbstverständlich wüßte die. 


kerierungskoumissiyn 
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Regierungskommission die Zolleinnahmen bekannt geben. 
Sie hätte eine gute Gelegenheit dazu,denn in jedem 
Wonat veröffentlicht sie die lWirischaftszahlen. In 
diese statistik gehören auch die Zölle. Wir können 
der Hegierungskommission nur empfehlen,in dieser Ver- 
gen ichung der Wirtschaftszahlen die Zölle bekannt 
zu geben. 

. Es ist auch darauf hingewiesen worden,daß 
die Regierungskommission außerordentlich viel Über- 
schüsse hat,die auf den französischen Banken herun- 
liegen während sie außerordentliche Ausgaben aus 
laufenden Mitteln bestreitet. Es geht aber nicht an, 
daß die Regierungskommission einerseits Überschüsse 
taesauriert und andererseits außerordentliche Aus- 
gaben aus laufenden lütteln bestreitet, Ausgaben,die 
selbstverständlich zu einer starken steuerlichen Be- 
lastung der Bevölkerung führen müssen. solange das 
nicht aufhört,werden wir im spargenler hohe Steuern 
zu zahlen haben. Wir müssen die Regierungskommission 


dringend bitten,dazu überzugehen, ‚die sulerordentlichen 
& 


Ausgaben- es sind nicht nur diejenigen,die ım 
ausgewlesen werden,sondern wer en htat genauer an- 
sieht,der findet eine ganze Keihe Posten in laufenden 
Ausgaben,die man zu den außerordentlichen Ausgaben 
nzuzählen müßte- die auf 20 oder 30 Jahre, viel- 
leicht noch länger wirken,auf Anleihen zu übernehmen; 
das wirkt steuererleichternd auf die Bevölkerung des 
Saargebietes. | 
Wir sind auch der „leinung,daß Mittel zum 
Wohnungsbau bereitgestellt werden könnten und würden 
uns freuen,wenn die Mittel zur Behebung ger \iohnungs- 
not leichter fließen würden. Das Wohnungsproblem ist 
das emsteste Problem überhaupt. Ich verstehe auch 
nicht,was die Hegierungskommission gehindert hat,die 
Hohnungsverordnung so rechtzeitig dem landesrat vor- 
zulegen ,da? wir sie in dieser Sitzung hätten beraten 
können. Hinderungsgründe sind mir nicht bekannt. Es 
würde mich außerordentlich interessieren,die Gegen- 
gründe, die die Regierungskommission zu unseren 
schriftlich gestellten Anträgen vorzubringen hat,zu 
erfahren. Wir sind uns einig darüber,daß die heutige 
lohnungszwangswirtschaft nicht mehr,wie es Zrüher 
gewesen ist,lediglich ein großes Unrecht am Hausbe- 
sitzer ist,nein, sie ist heute ein ebenso großes Un- 
recht auch an der Mieterschaft. Denn ‚daß eın Teil 
der Mieterschaft zwei und dreimal soviel \Gete bezah- 
len muß wie der andere,ist doch ein großes Unrecht. 
Wir müssen ’die Mieten einander angleichen. Es geht 
nicht an,daß ein und derselbe Stand mit gleichen 
Binnahmen so verschiedene Ausgaben in Bezug auf die 
Wohnung hat. Die Regierungskommission muß endlich 
einmal Farbe bekennen. Es ist nicht mehr mit dem 
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allmählichen Abbau getan,sondern die Regierungskon- 
mission muß einmal ir wann sie die Wohnungs- 
verordnung abbauen will. Wir sind der Ansicht ‚da 

zur Angleichung der lieten ein Jahr ausreicht,und 

daß innerhalb Jahresfrist der Umrechnungsfaktor 

der Miete,der heute auf 3,55 steht,auf 6 erhöht wer- 
den kann. Das ist die Friedensmiete. Einmal hat uns 
die 2 einen Termin angegeben, das 
war 1923. Da hat der Präsident der aegierungakonmi s- 
sion uns ver sichert,daß das Jahr 1924 den Abbau der 
Beni Th eohatt bringsn wird. Heute schreiben 
wir 1928,und wir hoffen immer noch auf den Abbau. 
Überall dort,wo die Wohnungszwangswirtschaft ver- 
schwunden ist, hat_man die besten Erfahrungen gemacht. 
Besonders auch in 200 Gemeinden des Saargebietes. | 
Bemerkenswert .ist,daß große Ortschaften darunter sind. 
Dort entfaltet sich eine große Bautätigkeit. Dort 

ibt es keine „üetstreitigkeiten mehr. Wan nähert sich 

er Friedensmiete ‚und die Neubauten sind eben noch 

um 50 % teurer. lir ist kein Fall bekannt,daß Hucher 
eingetreten sei,oder daß ein Fall von iletwucher bei 
Gericht verhandelt worden ist. Und wenn ein oder zwei 
Fälle vorgekommen sein sollten,so sprechen sie nicht 
gegen die latsache,daß man mit dem Abbau _vorzügliche 

ahrungen gemacht hat. Auch drüben im Heich. Dort 

hat man die gewerblichen Räume ER AERERTIB- las da 
nicht alles eingewendet worden ist:Die Geschäftsleute 
können die Miete nicht bezahlen. Jetzt muß der preußi- 
sche ohlfahrtsminister selbst zugeben, daß man die 
besten Erfahrungen mit dem Abbau oder der BPANz ELgURE 
der Wohnungszwangswirtschaft _ auf dem Gebiete der 
ewerblichen Räume gemacht hat. Es geht so beim Abbau 
sr BERMIBGRERenE sw. rVechei! wie bei allen ähnlichen 
Gebieten. Ich erinnere nur an den Abbau der Zwangs- 
bewirtschaftung des Fleisches. Was=hat man da nicht 
alles gesagt: Das Reich hat nicht genug Vieh usw. 
Nachdem die Zwungswirtschaft abgeschafft war,hat man 
erst gesehen,wieviel Uchsen in Deutschland herumlaufen. 


( Lachen ) 


Nachdem wir mit dem Abbau der Wohnungszwangswirtschaft 
die besten Erfahrungen gemacht haben,möchte ich die 
Regierungskommission und auch die Parteien bitten, 
nicht so versteckt und verstohlen für die Beseitigung 
der Wohmung szwangswirtschaft einzutreten,wie es 2.2. 
das Zentrum bisher getan hat,Bekennen Sie sich endlich 
dafür,daß man mit dieser Wirtschaft völlig aufräunt. 
las sonst noch zu Bunen 404.5, über den 
Bahnschutz,stehe ich selbstverständlich auf dem Stand- 
unkt ‚daß Leute ‚die in’s Saargebiet kommen oder ein- 
ringen, für ihre lohnung sorgen müssen,und daß der 
saarländische Fiskus nicht dazu da ist,den Bahnschutz- 
truppen die Wohnung zu bezahlen. Im Gegenteil,ich bin 


der 
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der Ansicht,daß hier eine Einnahmequelle für den 
saarländischen Etat entstehen müßte. Die Bahnschutz- 
truppen müßten Nieten in den Kasernen zahlen. 


lias sonst gesagt worden ist über die 
Behebung der Landwirtschaft 


unterstützen wir. Ich will nicht näher darauf ein- 

ehen. Herr Becker hat die Umstellung der Goldbi- 

anzen erwähnt. Das muß geschehen. Ich gehe aber | 
noch einen Schritt weiter. Wir müssen an die Regie- 
rung herangehen,daß sie auch die Steuergesetzgebu 
auf Gold unstellt. Wir haben das schon im Jahre 19£3 
verlangt,und die damals mit cinem ganz anderen Fran- 
kenumrechnungskurs errechneten Steueransatzsumnen 
bestehen heute noch,trotzdem der Franken sich ent- 
wertet hat. Das führt zu einer kolossalen Belastung 
bei der Vermögens-und Einkowmensteuer und da wieder 
besonders bei den unteren NPaBpD- Die unteren Grup- 
pen werden teilweise zum dreifachen Ansatz herange- 
zogen wie im Frieden. 


Was von 
Straßenbau 


esagt worden ist,das unterstreiche ich. Wir müssen 

er Abteilung für öffentliche Arbeiten sehr dankbar 
sein,daß sie so rührig auf diesem Gebiete ist.Denn 
der Straßenbau im »aargebiet ist geradezu muster- 

ültig. Deutschland und Frankreich stehen nicht auf 
jieser Höhe in Bezug auf den Straßenbau wie das Saar- 
Eehiet. Auch der Warmdt ist nicht schlecht ausge- 
staltet. 


(Zurufe der Kommunisten) 
(Glocke des Vorsitzenden) 


Die Straße in der Nähe von Differten und dann die 
Straße quer durch den hiald sind wunderschön. Auch 
die Straßen im Karisbrunner Wald sind nicht schlecht. 


Meine lerren! Ich wollte nur noch einige 
Sonderwünsche vortragen. An dem 


Reformeymnasium in Dillingen 


muß eine Untersuchung von seiten der hegierungskon- 
mission Platz greifen über die sonderbaren Vorgänge 
an dieser Anstalt._Dort scheinen wunderbare Dinge 
assiert zu sein. Eine Untersuchung scheint uns 
ringend an Platze. „einer Ansicht nach hat die 
Regierungskommission die Verpflichtung,das Kesultat 
dieser Untersuchung Öffentlich bekannt zu geben. 


Dann 
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dann wünschen wir auch einmal zu erfahren,wann 
endlich das 


Aufwertungsgsesetz 


erscheint. „Seine Veröffentlichung ist unbedingt 
notwendig,in welcher Form sie auch erscheinen nag. 


Der Kredit im Saargebiet wird sonst außerordentlich 
ungünstig beeinflußt. 


Die Gewerbesteuer muß unbedingt herabge- 
setzt werden. Ich habe mir ausgerechnet,daß die 


Gewerbesteuer 


auch relativ außerordentlich hoch ist. Sie beträgt 
in-der Stadt Saarbrücken etwa 1/5 des gesanten 
Nettosteueraufkonmens. Im Frieden betrug sie nur 
1/10. Sie ist also nicht nur erheblich gestiegen, 
sondern sie ist im Verhältnis zu den anderen steuern 
noch um 100 % gestiegen und meiner Ansicht nach 
müßte es das Ziel sein,die Steuer auf die Hälfte 
herabzudrücken. Bei der Gewerbesteuer ist es gene 
besonders hart,wenn das Gewerbe nach dem Umsatz 
herangezogen wird. 


(Abg.Schnelzer: Da sind sie nicht ganz im 
Bilde!) 


Ich weiß es schr wohl,ich bin genau im Bilde. Ich 
kenne Fälle,wo Betriebe eingestellt werden mußten, 
weil sie nicht mehr existieren konnten,nach den 


man den Unternehner nach dem Unsatz besteuert und 
kaputt gemacht hat. 


(Abg.Schmelzer: Sprechen Sie von der Umsatz= 
oder Gewerbesteuer?) 


Von der Gewerbesteuer! Es kann eigentlich nur be- 
zahlt werden von dem Ertrag oder von dem Vermögen, 
das andere ist vom Übel, und Unrecht ist es,wenn 
kein Einkommen da ist und trotzdem nach dem Umsatz 
Steuern bezahlt werden müssen. Ich bitte vor allen 


Dingen die Regierungskoumission,und wenn es in dieseu 


Jahre nicht mehr gehen sollte,uns aber im nächsten 
Jahre einen ganz Anderen Etat vorzulegen,denn sonst 
hat es überhaupt keinen Sinn,daß man hier im Landes- 
rat über den Etat auch nur ein Wort verliert. 
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Vorsitzender: eine Herren! Ich muß in einer anderen Sache 


noch einen Deschluß herbeiführen. Die „Saardeutsche 
Volksstiume",dus Organ der national-sozialistischen 
arbeiterpartei hat in zwei Artikeln det Landesrat 
Unterschlagung uni Betrig vorgeworfen und die Ab- 
eoräneten Gärtner und lofimann als die Urheber 
er Die „iehrheit des Hauses hat daraufhin 
an wich das Ersuchen gestellt,nasens des Landesra- 
tes Stirafantrag zu stellen. Nach Angabe des Staats- 
anwaltes ist hierzu ein formeller Beschluß des 
Landesrates notwendige. r 
Der Beschluß hat folgenden iortlaut: 
"Gemäß $ 197 der Strafprozeßerdnung 

wird der lierr Überstaatsunwalt zu Saarbrücken 
ermächtigt,den Antrag des Herrn Fräsidenten 
des Lendesrates vom 22.Noveuber ds.Js.auf 
Binleitung eines Offizielvrerfahrens gegen 

den verantwsrtlichen schriftleiter der 
»naardeutschen-Volksstirme",Herrn valter 
veung aus Dudweiler und Herrn Otto Fri ed 
aus Neunkirchen wegen Beleidigung des Landes- 
rates stattzugeben. 

R Der Landesrat macht sich die Begründung 
des antrages seines Fräsidenten zu eigen." 


—_ 


Darüber muß abgestiuut. werden. 


Das nort hat lierr Abgeordneter keinhard! 


Abg.Reinhard ‚XP): ‚leine Herren! Ich habe schon in der te- 


treiflenuen fraktionsführerbesprechung wich dagegen 
gewendi,dab man auf diese art und weise irgend ei- 
nen „ienschen,der Folitik betreibt,wenn er auch heu- 
te saarbündier und worgen nationalsozialistisch 
ist,verklagt, Ich bin der „ullassung, daß wenn auch 
der Herr Fried und auch der ändere Herr,der hier 
enannt ist gerade in dieser FKichtung sıch bewegen, 
enn soviel mir bekannt ist,war er früher Saar- 
bündler, 


‚Zwischenruf: früher Streikbrecher!) 


de bin ich der .ieinung wenn er auch die llethode an 
sich hat, zu lügen, daß sich die Balken biegen, 
wenn er versucht hat mit allen „ethoden Anhang zu 
gewinnen,so soll man doch nicht dazu übergehen, 
einen derartigen Wenschen nun mit einer Klage zu 
bessern zu versuchen. Damit wird man auch nicht 
den Herrn Frieä und nicht den anderen Herrn aus 
der Welt schaffen können. Sie werden nach wie vor 
bei ihrer .lethode vLleiben und dezu ncch wahrschein- 
lich versuchen,politisches Karital zus der ange- 
legenheit zu schlagen. lieiterhin wuß ich hier auf 
das Schärfste dagegen Verwahrung einlegen,daß es 


anch 
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doch nicht so gegangen ist,wie der üerr Fräsident 
die Sache Bestellen versucht. _;»r hat hier betont, 
daß die Jehrheit des Hauses dem Fräsidenten den 
Auftrag gegeben hätte ‚die Klage einzureichen. Ich | 
muß fesistellen,daß dıe Klage schon eingereicht 4 
ist und erst die Stautsanwältschaft einen formellen B 
Beschluß nachfordert. Die Klage wurde eingereicht, 

ohne daß die Kommunistische Fraktion gehört wurde. 

Gegen solche ‚lethoden wenden wir uns nit aller Ent- 

Be ascnliebene nuß ich deshalb feststel- 

len, die Koumunistische Fraktion lehnt diesen Antrag 

ab. .ir werden draußen bei den arbeitern als Koumu- | 
nıisten auch gegen die verlogene wethode des lierrn 

#riea usw. das notwendige sagen. 


Vorsitzender: Ich habe bereits gesagt ,daß ich’ den Antrag 
gestellt habe,und daß nachträglich die Genehmigung 
notwendig ist. Ich habe Sen Antrag gestellt,als ich 
> vergewissert habe, daß er die „ehrheit finden 
wird. 
| Nir kommen zur Abstimnung des Beschlusses. | 
ker dafür ist, wolle die Hund erheben. ich stelle i 
dr daß die wWehrheit des ılauses für den Beschluß 
71% 
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lort hat ilerr Abgeoräneter Petri! 


abg.Petri(SP): Eine persönliche Bemerkung. Herr Schunll 
hat betont,d 


aß ich als Vertre 


| ter der Sczialdeno- 
kratischen Fraktion in der er 


| sten Fraktionsführer- 
eSprechung zugestiunt hätte, 


ch habe nicht dagegen 
gesprochen,weil es nach unserer ! 


2St,Eine gemeinsame Erklärung 
erkl 


ein Feh er gemacht worden ist 


äart,daß 


„ntrag als 
ng abzugeben ıSt nicht 
r Zentrunsantrag ist. ilenn 


so liegt der auf 


da es ein reire 


rer Seite. Sie (zum 2 


entrum) hätten die Fflicht 
ehabt, sich vor der Si 


tzung mit den Fraktions- 


ührern ins Benehuen Zu setzen. Diese Unterstel- 
lung gegen unsere Fraktion müsse 


zZurückweisen. 


Vorsitzender: Das 


n wir entschieden 


Wort hat Herr abgeordneter Schnoll! 


Abg. Schmoll (DYP): Herr Petri,wir sind Famicht so weit 
auselnander,da Sie z 


utıon einverstanden sind. 


Ja erunäsätzlich wit der Keso- 


Dieses Gefühl hatten wir 


ale Sozialdemokraten grundsätzlich 
damit einverstanden s 


Vorsitzender: 
| die sowohl d 
ch 

der 


dle 


Frage stellen 


ben 


Stell 


‚ und nur der jiortlaut sollte 
t Sagen,wir hätten 


| och nicht gewußt ,daß Sie 
nicht danit einverstan 


den sind. 


»s liegen nicht weniger als 40 Änt 

er Hause als auch der Pre 
schlage vor,die Aanträge en tlce n 
Parteien zu erledigen. Es känen 
Anträge des Zentruns in 


räge vor, 
SSe Torliegen. 
ach der Stärke 
Sorit zunächst 
Frage und ich möchte die 

‚ob dazu irgendwelche Begründung gege- 
oder ob die anderen Parteien ausdrücklich dazu 
ung nehmen wollen. 


a3 ort hat Herr Abgeordneter Kiefer! 


Abg.Kiefer(Z): Herr Ah 


saı 


runeskommission zu unseren Anträgen recht bald $ 
ung nımmt und die Wünsche h 


Vorsitzender: | 
Bnänseht wird 
r 


Eearans ter Becker hat darauf auimerk- 
gemächt und die B 


egründung geht aus der Fomu- 
lerung hervor. 


"ir hätten den \unsch,daß die neeis- 
el- 
aldigst verwirklicht. 


Wenn von den übrigen Parteien das Wort nicht 


‚gehen die sämtlichen anträge zu 
otokoll. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Weiß! 


Abg.Weiß(KP): weine Herren! Die Kommunistische Partei hat 


mich beauftragt, zu dem Antrag betr. Aufhebung der 
Nohnungszwangswirtschaft einiges zu sagen. Mir _ 
haben bereits einen Antrag eingereicht,nachdem nicht 
nur die bisherige Verordnung der «ohnungszwaneswirt- 
schaft aufrecht erhalten werden soll,sondern noch 
erweitert werden muß. Herr Schmoll reitet ja bekannt- 
lich sein Steckenpferd schon seit längerer zeit für 
ale Aufhebung der Zwangswirtschaft. 


(Zuruf des Abg.Schmoll: Sie auch; nur sitzen 
Sie verkehrt auf dem Gaul! | 


Herr Schmoll hat die These aufgestellt,daß, wenn 
die iieten erhöht würden,dann auch die Löhne und 
Gehälter für die Arbeiter, Angestellten-und Bean- 
tenschaft erhöht würden. !ir sind nur durch die 
Volksschule gegangen,aber soviel wissen wir,daß 
das nicht stimnt. Jir stellen fest, daß in der 
letzten Zeit verstärkt versucht wird, die Zwangs- 
wirtschaft zu beseitigen. In zahlreichen Gemeinüe- 
verwaltungen wurlen bereits Anträge eingereicht 
zur Beseitigung der ‚wangswirtschaft. „Wan scheut 
auch nicht zurück uit unwahren angaben an die Ver- 
treter der einzelnen Xommunen heränzutreten. Vor 
mir liegt eine Eingabe des Haus-und Grundbesitzer- 
Vereins in Völklingen, sehrden,iurstennausen und 
Fenne. In dieser Lingabe wirc festgestellt,daß_ in 
Völklingen nur noch 22), in uehrden 32,in Geislau- 
tern 20 und in Fürstenhausen ebenfalls nur noch 
ZU Kohnungssuchende vorhanden seien, d.h., wenn 
die im Bau begriffenen Neubauten bis zum l.April 
1923 bezogen sind. lür stellen dazu fest und zwar 
auf Grund des amtlichen Berichts der Verwaltun 
Sramagen. In dem autlichen Bericht heißt es,daß 
wir am l. Januar 1927 1049 “ohnungssuchende und am 
l. Januar 1928 112) Wohnungssuchende zu verzeichnen 
haben. "ir haben also laut Verwaltungsbericht im 
Laufe des letzten Jahres noch rund 7U hohnungs-_ 
suchende neu hinzubekomnen. “„ährenä der Haus-und 
Grundbesitzer-Verein angibt, da. in der gesamten 
Bürgermeisterei Völklingen noch nicht einmal 3U0 
hohnungssuchende vorhanden wären, sind es in Wirk- 
lichkeit nach dem amtlichen Bericht 1120. Der Bür- 
germeister in IS ENELDERD, der sicher nicht auf un- 
serer Seite steht, hat in den letzten Tagen eine 
Erklärung abgegeben, daß die Zahlen des lıaus-und 
Grundbesitzer-Vereins keineswegs den latsachen ent- 
sprechen würden. Es ist auch Enuz Fa daß 
die Zahlen des liaus-und Grundbesitzer-Vereins stim- 
men und ich werde Ihnen an einigen Jeispielen zeigen, 
daß die Verhältnisse nicht nur ın Völklingen, son- 
dern auch in anderen Gemeinden re ge jetes so 
ne ert sind. Die Yiohnungszwangswirtschaft ist in 
etzter Zeit sehr viel gelockert worden. auch darüber 


nur ein paar iorte,was der Bürgerweister zur Frage 


der 
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der intipkeit des Wohnungsautes sagt. In seinen 
Bericht heißt es:,„ Infolge der in allen Gemeinden 4 
des hiesigen Lezirkes von den örtlichen Wohnungs- 
ee paw: gazünen geübten wohlwollenden An- 
wendung der im Laufe der Jahre gelockerten bestin- 
mungen der lWohnungsverordnung,hat der scharfe Wider- 
stand vieler liauseigentümer gegen die als notwendig 
erkannten Waßnahmen des ohnungsautes etwas nach- 

elassen. Vosh kommt es trotzdem noch häufig vor, 

aß Hauseigentümer,aber auch wieter gegen die beste- 
henden iichnungsbestimmungen verstoßen,was natürlich 
jeweils zu unliebsamen Weiterungen führt. Vielfach 
1st es rureeruße des liauseigentüners darüber, 
nicht frei über sein Eigentum verfügen zu dürfen, 
oder aber, wißtrauen gegen die parteipolitisch- 
zusammengesetzte üchnungszutellungskoumissien." 

Weiter heißtes:, Wie eingangs ersicht- 

lich,beträgt die Zahl der dem liauseigentüner oder 
seinen Kindern überlassenen “ohnungen etwa 50 % 
aller freigewordenen \Iohnungen. Klagen der Haus- 
eigentümer in dieser Deziehung sind daher unbe- 
rechtigt." Der Haus-und Grundbesitzer-Verein nit 
lern Schmoll an der Spitze sagen, die Leute müß- 
ten frei verfügen können über ihre Häuser. wir 
wissen doch, daß ein sehr großer Teil ihre Häuser 
erst in der Inflationszeit bezahlt haben, während 
die Groschen der Arbeiter, Angestellten und Beanten, 
die sie auf die Kasse getragen hatten,durch den 

rieg und Inflation vollständig zum leufel gegangen 
sind,während der lisusbesitzer doch dadurch noch 
am Besten abgeschnitten hat. Die laus-und Grund- 
besitzer erklären weiter, daß, wenn einmal die 
Rahnuneszwaneswirtschaft aufgehoben sei, daß dann 
genügend ohnungen vorhanden wären. Das ist nicht 
wahr. Wenn Sie vor dem Kriege durch die verschie- 
denen Straßen gegangen sind, konnten ale hier und 
da ein Schildchen sehen, auf dem geschrieben stand: 
„wohnung zu vermieten." Das ist heute nicht mehr 
der Fall, es sei denn bei großen „ohnungen, die 
der /Zwangswirtschaft nicht unterliegen, für die 
aber kein Arbeiter die .liete aufbringen kann. Es 
ist ferner noch dadurch ein liohnungsmangel vor- 
handen, weil während des vierjährigen Krieges und 
auch noch in der Nachkriegszeit eben keine loh- 
nungen gebaut worden sind. Die “ohnungsnot ist 
daher eine Kolgeerscheinung des Krieges und der 5 
heutigen kapitalistischen firtschaftsordnung über- I 
haupt. Inwieweit man den liauseigentüner entgegen- i 
kommt,will ich Ihnen auch nur un einen Beispiel 
zeigen. 
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In Völklingen hat nan Leuten woh- 
nungen zugeteilt seitens des lohnunrsautes,die 
noch nicht einmal verheiratet und noch nicht eın- 4 
mal in der \ohnungsliste standen. Alle Beschwerden, 
die wir eingereicht hatten, wurden von dem Zürger- 
meister bestätigt. Die Fälle, daß ein junges !:he- 
paar eine VierZimmerwohnung bekommt, sind dach 


keine 
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keine Deltenheit. Der Landrat des Landkreises Saar- 
brücken sollte PRSRr ale auch ein Interesse an der 
Be der hohnungsnot haben,aber wie sieht es in 
Wirklichkeit aus” In Völklingen wurde seitens der 
Wohnuneszuteilungskommission eine Vierzinmerwohnung 
beschlagnahnt, der iiausbesitzer legte dagegen ee 
de ein und der Kerr Landrat gab der Beschwerde statt 
und hob üie Beschlagnahnme wieder auf nit folgenden 
Begleitschreiben, in den u.a.stand:, Ich habe die 
Beschlaenahn:s auf ehoben,dagegen müssen Sie den haunm 
im Kellergeschoß Thras auses,.den wie bisher als 
Schlafraum Ihres Dienstpersonals benutzten,dem_ «“oh- 
nungsant zur Verfügung Stellen. Diesem jungen Ehe- 
paar, das damals noch nicht einnal verheiratet war, 
erhielt also mit Zustimmung des üerrn Landräats eine 
Vierziumerwohnung. Dazu stellen wir fest,.üaß in den- 
selben liäuse Es ein »chilu angebracht ist, auf dem 
geschrieben steht: , fremdenziuuer zu vermieten.” 
0 sehen »ie, weine lierren, wie man bestrebt ist,cie 
Wohnungsnot zu lindern. 
ierr Schuoll sagt: die lohnungssuchenaen 
hier in Saarbrücken oder das uohnungselen« in Saar- 
brücken ist ein besonderes Xapitel. Ich habe die 4ah- 
len vor nir liegen. Nach einer Statistik der Freiser- 
mıttlungsstelle der Stact Saarbrücken von lLV.Juli 1928 
sind noch 5645 „ohnungssuchende vorhanden. Die Art der 
Unterbringung ist folgende: x | 
| 1305 „ohnungssuchende wohnen bei ihren 
LUltern,481 Wohnungessuchende wohnen möbliert,37 üWoh- 
EIERa De Bunde sind vollständig ohne «ohnung,obdachlos; 
12 Fauilien nit 6 Personen wohnen in einem haum,42 Fa- 
milien mit 5 Personen wohnen in einem kaum 100 Fani- 
lien mit 4 Personen wohnen in einem haun, 170 
Familien mit 3 Personen wohnen in einen Raun. Von 
diesen 5645 "ohnungssuchenden der Stadt Saarbrücken 
sind 3731 Wohnungssuchende nicht im Besitz einer eige- 
Ben HRSDE Dach der Statistik der Preisermittlungs- 
stelle. 


(Zuruf: Beraten wir heute über die Wohnungs- 
vorlage? 


Nein, zu einem Antrag des Herrn Schmoll über die Auf- 
hebung der Zwaneswirtschaft, zu den »ie vom Zentruw 
Ihre AI LLERINE eben. \ienn auch die Wahlen noch nicht 
vor der Türe s ehen; Sie wollen nicht allzu schari_ 
gegen Ihre .ieter draußen in Frontstellung gehen. Des- 
wegen nehmen wir aber heute schon eingehenu zu diesem 
wichtigen Probleu auch hier Stellung. Vom Jahre 1919 
sind in »aarbrücken noch 29 Yohnungssuchende vornan- 
den, die bis heute noch keine Wohnung haben, vom __ 
Jahre 1920: 192 Familien; vom Jahre 1921: 129 Fawilien; 
von Jahre 1922: 195 Fauilien,vom Jahre 1923: 246 _Fa- 
milien; vom Jahre 1924: 256 Fanilien; vom Jahre 1925: 
>94 Familien, vom Jahre 1926: 2010 Fauilien, vom Jahre 
1927: 1212 lamilien; von Jahre 1928: 942 Familien. 
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Das sind die “ohnungssuchenden, cie seit 191% zurück- 


liegen, die bis heute noch keine liohnune, selbst in 
der Stadt Saarbrücken bekommen haben. Wir haben vor- 
gestern eine »itzung in Völklingen gehabt, an der 
der lierr Landrat teilgenoüunen hat. Lr hat uns dort 
das schreckliche Bilü von Scheidt vor Augen geführt, 
daß dort über 100 Fauilien zusammengepfercht in ei- 
nem liause in der sogenannten „ .Wlühle” wohnen. Ein 


anderes „itglied des Kreises schildert uns die trost- 


losen lohnungsverhältnisse von I'riedrichstal, indeu 
er erklärte, daß dort Wohnungen vorhanden selen,die 
mit Schweineställen zu vergleichen sind. Diese Fälle 
haben wir freilich auch in vielen anderen Gemeinden 
zu verzeichnen. Nun glaubt man, in den einzelnen 
Kommunen die wohnungsnot dadurch zu lincern, in dem 
man sogenannte ausgemusterte Lisenbahnwaggons hin- 
stellt. fahren wir nach Völklingen, und schauen »ie 
sich die naggons bei altenkessel an, und gehen »ie 
weiter nach Völklingen, auf den hotenhof ‚dort stehen 
3 von diesen ausgemusterten Lisenbahnwaggons. „enn 
man glaubt, auf diese leise die Wohnungssuchenuen 
zusaumenzuplerchen, so ist das eine Aulturschande 
für alle die Leute, die eine solche Politik an den 
ne legen. «ir stehen auf dem otandpunkt, daß die 
Wohnungszwanrswirtschaft nicht beseitigt, sondern 
daß sie noch uehr ausgebaut werden auß. Unu zwar 
ausgebaut nicht bei den kleinen riausbesitzer,dem 
man, wenn ein Zimmer Irei wira, sofort einen “leter 
auf den Nacken setzt, sondern die großen ‚wohnungen, 
die Villen, die werks-und Grubenwonnungen wüssen 
ebenfalls beschlagnahmt und dem hohnuufsmarkt zur 
Verfügung gestellt werden. Bei dem kleinen liausbe- 
sitzer, das wissen wir, ist das “«ohnungsaut sehr 
schnell zur fand; wenn bei dem ein Zliwer Irei wird, 
wird sofort eine Faullie hineingesetzt,während man 
ale großen Wohnungen, die Villen,uie verks-unu Gru- 
benwohnungen leer stehen läßt. “„ır stehen auf deu 
Standpunkt, daß in dieser Beziehung ein Ausbau er- 
folgen muß. Der Staat, und hier im Saargebiet die 
teglerungskoumission, die über ZU „illionen für die 
landjäger,Folizeidirektion und Kriuinalpolizei aus- 
gibt,möge diese Summe verwenden zur Dehebuäg der 
nohnunesnot im Saargebiet, sie möge Häuser errichten 
in den einzelnen Xoümunen. Die hegierungskoumission 
mag die vorgenannte Position im Etat streichen unü 
das Geld zur Benei Henne der ‚iohnunesnot im Saarge- 
biet verwenden. Der Berg-oder Hüttenarbeiter ist uit 
seinem jämmerlichen Linkommen, das noch nicht einmal 
zum Leben reicht,nicht imstande, sich ein eigenes 
liaus zu errichten, es ist unnöglich,selbst mit aen 
vom Areise gegebenen verbilligten Zinssätzen. 

‚ir beantragen daher, daß die „ohnungs- 
zwaneswirtschaft nicht aufgehoben wird,sondern wir 


verlangen von der Kegierungskoumission einen weiteren 


Ausbau der Viohnungszwangswirtschaft,insbesondere daß 
auch die großen Wohnungen, die Villen, die Gruben- 
und Werkswohnungen der Beschlagnahue unterliegen. 
Wir ersuchen Sie duher,uem von uns eingereichten 
Antrag betr. zusbau ver „ohnungs-4wangsviirtschaft 
zuzustiumen. 


(bravo-hufe der Aownunisten) 
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Vorsitzender: Können wir dann über die kommunistischen 
Anträge zusamnen jetzt abstiunen: 


(Zuruf des äbg.liey: Ich habe auch noch Er 
| Kal untrag! 
Ist der Antrag dabei! 


'Zuruf des Abg.Hey: Ja!) 
Dus ‘ort hat Herr äbgeoräneter Fetri: 


kbe.Petri(SP): Meine Herren! Ich denke, wir kommen schnel- 
ler über die vache hinweg,wenn iede Fraktion ihre 
Anträge einreicht unc wenn wır dann en bloc über 
diese Änträge abstıunen. 

Ich habe kurz zu bemerken,daß wir selbst- 
verständlich dafür sind,dak Verbesserungen auf deu 
Wohnungsmarkt unbedingt eintreten müssen. Daß dies 
nicht nur durch die Aufhebung der jetzigen \ohnungs- 
veroränung geschieht,sondern dab es nur dadurch ge- 
schehen kann,dab unser früherer Aantrag,der einstin- 

wie vom Landesrat angenounen wurde, -einstimuig 
hat der Landesrat ah dıe kegierung Dau- 
kapital zu ermäßigtem Zinsfuß beschaffen soll -an- 
‚enrumen wird, und die hegierung in ihrer neuen 
orlage die ‚löglichkeit mıt einschließt,da& ver- 
billistes Baukapital im Saargebiet beschafft wird. 


) 


Vorsitzender: „eine llerren! Ich znöchte nech einzel darauf 
hinweisen,dab es sich erübrigt,über die anträge Wel- 
tere Ausführungen zu _xachen. | 
as speziell den Antrag der Kommunistischen 
Fraktion zum Strafvollzug anlangt,so geht der antrag 
eben erst herein. Es bestand aber bisher die Ge- 
pflogenheit,daß Anträge den fraktionen 4 nder 5 lage 

vorher zugeieitet werden muöten, Ich würde daher 


bitten. den antrae zurückzustellen. 
) } 
(Die Kommunisten ziehen den Antrag zurück) 


Ich bitte dann,über die 40 eigegangenen ınträge der 
Fraktionen en bloc abzustiunen. 


\ 


'sbe.Daub meldet sich zum Üicrt!) 


Vorsitzender: Herr Daub? 


rg - Bz . „ una Lu 
SEELE EEE EEE TEEN TREE TE EEE GER TEE 


bg. Hoffmann(SP): \ienn der Berr Juub trotzdem zu den An- 
trägen sprechen will,beantrage ich Vertagung der 
Sitzung. 


Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Dann schlage ich vor,daß Folgendes beschlcs- 
sen wırü: | | | | 

Die Anträge sind bekannt ‚die Farteien haben 

sie begründet und eine weitere Debatte wird nicht 


gewünscht. Te N 
er dafür ist,möge die Hand erheben. Ich 


stelle die Annahme dieses Vorschlages fest. Damit 
schließt die Yebatte. 
Die Sitzung ist geschlossen: 
(Schluß der Sitzung 14 Uhr.) 
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